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1.2. [bookmark: _Toc155022362]Was Politikwissenschaft ist!

1.3. [bookmark: _Toc155022363]Die grossen theoretischen Ansätze
Lakatos' Theorie: wissenschaftliche Forschungsansätze bestehen aus
· einem festen Kern, bestehend aus Theorien und Axiomen
· einem falsifizierbaren Hypothesengürtel
· Fusion aus Popper und Kuhn 
· Poppers «Theorie des kritischen Rationalismus» (1935):
· Wissenschaftliche Theorien müssen falsifizierbar sein
· Viele gescheiterte Falsifikationversuche ergeben «bewährte» Theorie
· Abgrenzung von Ideologie (nicht falsifizierbar)
· Kuhns «wissenschaftliche Paradigmen»:
· Historisch-soziologisches Wissenschaftsmodell
· «Paradigma» = Theorie(-familie), deren Kern in der Wissenschaft nicht mehr in Frage gestellt wird
· Paradigma besteht aus 
· Axiomen = Allgemeinen Prinzipien und Annahmen
· «scientific community», die an Weiterentwicklung des Paradigmas arbeitet
·  Laktos übernimmt von
· Popper: Wissenschaft soll falsifizierbar sein und Wissen objektifizierbar machen
· Kuhn: Forschung als sozialer Prozess, Forschende sind zT in gewissen Paradigmen "sozialisiert"
Warum mehrere Ansätze?
· Bis Mitte 20. Jhd.: Formale Institutionenlehre: «legalistische» Lehre von Politik (Verfassungs- & Staatslehre)
· Mitte 20. Jhd.: Behavoristische Wende: Institutionen rücken in den Hintergrund, Verhalten der menschen wird wichtiger ( empirische Sozialwissenschaft)
· 1980er Jahre: Neo-Institutionalismus: Institutionen wieder in Kombination mit anderen Ansätzen eingebracht
· Historischer Institutionalismus: Institutionen x Strukturalismus
· Soziologischer Institutionalismus: Institutionen x Kulturalismus
· Rational Choice Institutionalismus: Institutionen x Rational Choice
[bookmark: _Toc155022364]1.3.1	Strukturalismus
Einordnung in der politischen Systemtheorie (David Easton):
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Reihe, Schrift enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
 Politisches System als Blackbox: Nur Inputs, Outputs & Feedback relevant
· Inputs: Unterstützung & Forderungen
· Outputs (Sozialpolitiken) sind politisch, nicht funktional: in wessen Interesse wird gehandelt
· Feedback (Pfeil unten): Entscheidungen prägen wieder Strukturen und Machtverhältnisse
· Das zentrale Argument dreht sich um Konflikt und Macht, nicht um Koordination, Problemlösung, Ideen oder Modernisierung
· Im Zentrum:
· "Gruppierung des sozialen Gefüges einer Gesellschaft nach Ähnlichkeiten und Verschiedenheiten entlang mehrerer Dimensionen"  «Group theory»
· Bsp. Soziale Gruppen:
· Soziale Klassen
· Wirtschaftssektoren
· Regionen
· Geschlecht
· Religion

Umsetzung der sozialen Struktur in der Politik = abhängig von Machtverhältnissen;
 Machtverhältnisse zwischen sozialen Gruppen abhängig von
· Struktur selber (z.B. Grösse, Segmentierung (gespalten oder kohärent), Durchlässigkeit der Kategorien)
· Ressourcen
· Mobilisierungsbedingungen
· Bsp.: Fabrikarbeiterschaft sehr einheitlich  für Gerwerkschaften einfacher anzusprechen  einfacher Mobilisierung
· Bsp.: Dienstleistungsarbeiter: Unterschiedliche Arbeiten zu unterschiedl. Zeiten an unterschiedl. Orten  fragmentierte  schwierigere Mobiliserung
· Allianzmöglichkeiten
· Bsp. Fusionen der Gerwerkschaftsverbände
· später: Institutionen
Beispiel: Warum sind Sozialstaaten so unterschiedlich grosszügig?
· Unterschiedl. Struktur westeuropäischer Sozialstaaten
[image: Ein Bild, das Text, Reihe, Diagramm, Screenshot enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Erklärung von Asping-Andersen’s:
[image: Diagram

Description automatically generated]
 Art und Stärke der Arbeitenklassenmobilisierung als zentrale Erklärung
 strukturalistische Theorie
· Liberal: Arbeiterklasse schwach organisiert, keine Allianzpartner
 schwache Mobiliserung
· Nordisch:
· Späte Industriealisierung in den Städten  dort besser mobilisierbar
· Konfessionelle Einigkeit  kein «rivalisierender» konfessioneller Konflikt
 starke Mobiliserung
· Kontinental:
· Religiöse Spaltung  polit. Identität bereits «besetzt»
· Fragmentierung der Arbeiterbewegung
· Allianzen mit christdemokratischen Parteien
 mittelstarke Mobilisierung
Erklärung nicht durch
· Aus dem Geschick der Gewerkschaftsführer (Rational-Choice)
· Aus der nationalen Kultur (Kulturalismus)
Weiters Bsp.: Siehe Kapitel 3.2.1 / strukturalistischer Ansatz
1.3.2 [bookmark: _Toc155022365]Rational-Choice
· Theorie des rationalen Handelns:
· Individuen handeln nutzenmaximierend
· Kollektiv = Summe der Individuen (anders als im Strukturalismus: Kollektiv hat eigene politische Identität)
· Wird angewendet bei:
· Wahlen
· Koalitionsverhandlungen
· Lohnverhandlungen
· Zentrale Begriffe
· Methodologischer Individualismus («micro-foundations»): Menschliches Verhalten ist immer auf der Individualebene zu erklären, Kollektiv = Summe der Individuen
· Präferenzen sin transitiv und konsistent
· Präferenzen meistens an materiellem Nutzen orientiert
· Besonderer Fokus auf strategische Interaktionen, Politik als Koordinationsproblem
· Merkmale des Rational-Choice:
· Ideal der Sparsamkeit (möglichst wenige Variablen)
· Modellierbarkeit, Formalisierung aufgrund vieler Annahmen (z.B. Spieltheorie)
· Klarheit des Arguments, testbare Vorhersagen
· Akzent auf Koordination (vs. Macht)
· Einordnung in der politischen Systemtheorie (David Easton):
[image: Diagram

Description automatically generated]
· Modelle beginnen im politischen System  Inputs spielen keine Rolle
· Präferenzen sind klar und werden als gegeben angesehen
Beispiel: Wann sind Regierungen reformfähig?
· Tesebelis: Vetospielerinnen: «politische Akteurinnen, deren Zustimmung für eine Gesetzesänderung notwendig ist.»
· Zentrale Hypothese: «Je grösser die ideologische Spannbreite der Mitglieder einer Regierungskoalition, desto geringer ist die Anzahl an bedeutsamen Gesetzen, die aus dieser Regierung hervorgehen». (Bernauer et al. 2018: 56)
· Modell:
[image: Ein Bild, das Kreis, Diagramm, Entwurf, Reihe enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Links / rechts = politische Einstellung
· Kreis = Bereitschaft von der politischen Einstellung abzuweichen
 Präferenzen / Indifferenzkurven sind genau gegeben, keine schwammigen Grenzen
· Zusammenhang:
[image: Chart

Description automatically generated]
· Kritik am RC: stark simplifiziert / reduziert  zu simpel um Komplexität der Welt abzubilden
Weiters Bsp.: Siehe Kapitel 3.2.1 / akteurszentrierter Ansatz
1.3.3 [bookmark: _Toc155022366]Kulturalismus
· Unterscheidungen:
· Thin culturalism: kulturelle Variablen u.A. als Erklärung
· Thick culturalism: kulturelle variablen als einzige Erklärung
· Fokus auf Determinanten / Folgen politischer Kultur («abhängige Variable»: Y)...
· Politische Kultur (Welzel, Christian, Inglehart): alle menschlichen Aktivitäten, die den politischen Glauben, Werte und Normen einer Gruppe / Geselllschaft betreffen
· ...und auf Erklärungskraft für kollektives Handeln («unabhängige Variable»: X)
· Als Erklärungsvariable für individuelles und kollektives politisches Handeln
· Als Grundlagen des Handels: Aus bestimmten Werten werden Interessen abgeleitet
· Untersucht werden zum Beispiel:
· Policy-Paradigmen (zB Entstehung und Durchsetzung gewisser Ideale)
· Sozialkapitalforschung
· Diffusionsprozesse (Wie Entscheidungen sich über Grenzen hinweg durchsetzen und verbreiten)
· Funktionen politischer Partizipation (Expressions- & Gruppierungsfunktion)
· Ideologieforschung
· Zentrale Begriffe:
· Ideen und Kultur wurzeln in Kollektiven (Gesellschaft, Gruppen, “Nationen”, etc.), werden aber durch individuelle Einstellungen und Verhalten manifest (ergo beobachtbar)
· Keine universelle Rationalität
· Interessen sind nicht exogen und nicht stabil (vs. Rational-Choice), sie formieren sich im Kollektiv
· Einordnung in der politischen Systemtheorie (David Easton):
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Reihe, Schrift enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Werte, Normen etc. sind bei den Inputs
· Politische Kultur bezieht sich auf das politische System
Beispiel: Wertewandel
· Kriegsgeneration kennt materielle Not und strebt daher primär nach Sicherheit.
· Nachkriegsgeneration ist in Wohlstand aufgewachsen und strebt nach Selbstverwirklichung. (zB Demokratie)
· Unterscheidung von materiellen und postmateriellen Werten
 Mensch strebt zunächst nach materiellen Grundbedürfnissen, sind diese gesichert streben sie nach Selbstverwirklichung (z.B. politischer Partizipation) = silent revolution
Weiters Bsp.: Siehe Kapitel 3.2.1 / Modernisierungstheorie


1.3.4 [bookmark: _Toc155022367]Alter Institutionalismus
· Traditioneller Institutionalismus: Institutionen = Formelle Spielregeln einer Gesellschaft (kodifiziert in der Gesetzgebung)
· Neo-Institutionalismus: Institutionen = Dauerhafte, formelle oder informelle Spielregeln einer Gesellschaft
· Inst. Strukturieren politisches, wirtschaftliches und gesellschaftliches Zusammenleben
· Z.B. Zauberformel als Institution anerkannt
1.3.5 [bookmark: _Toc155022368]Neo-Institutionalismus
· Clalculus vs. Cultural approach im Institutionalismus
· Calculus Approach:
· Akteure versuchen, ihren Nutzen / gesetzte Ziele zu maximieren
· Institutionen bieten relevante Informationen zum Verhalten anderer und beeinflussen so, welches Verhalten für jeden Akteur rational ist
· Institutionen überstehen, weil es sich für Akteure mehr lohnt, sich an diese Verhaltensmuster zu halten, als es nicht zu tun ( eliminieren collective action problems)
· Cultural Approach:
· Handeln ist zwar immernoch rational, jedoch an gewisse Weltansichten gebunden  Enthscheidungen werden mehr basierend auf Interpretation der Situation, als auf rein instrumentaler Berechnung getroffen
· Institutionen bieten (neben strategisch wichtigen Informationen) solche «Interpretationsfilter» und die Identitäten und Präferenze der Akteure selber
· Institutionen überstehen, weil sie so selbstverständlich sind, dass sie nicht mehr hinterfragt / überprüft werden («Institutions are resistant to redesign ultimately because they structure the very choices about reform that the individual is likely to make»)
Historischer Institutionalismus (aus Strukturalismus)
· Institutionenbegriff (Hall & Taylor): alle formellen und informellen Regeln und Normen, die in der organisatorischen Struktur der Polity oder der politischen Ökonomie eingebettet sind
· Kontextualisierung
· Aus strukturalistischem Fokus auf Machtbeziehungen: wie werden diese kodifiziert / stabilisiert, mit welchen Auswirkungen?
· Timing matters: die Möglichkeiten und Folgen politischer Handlungen hängen vom institutionellen Kontext ab
· Einordnung in der politischen Systemtheorie (David Easton):
[image: ]
· Fokus auf Feedback politischer Entscheide & Handlungen über die Zeit
· Eigenschaften des Historischen Institutionalismus:
· Offener Umgang mit kulturalistischem (cultural approach) / rationalistischem (calculus approach) Verhaltensmodell
· Calculus approach:
· Aktuere sind hier jedoch Gruppen nicht Individuen
· Interessen sind die strukturellen Interessen der Gruppe
· Fokus auf gewachsene Machtstrukturen und Machtasymmetrien: Institutionen bieten gewissen Gruppen besseren Zugang zum «decision-making process»
· Kausale Mechanismen sind kontextbedingt:
· Die gleichen operativen Kräfte führen nicht überall zum selben Resultat (da sie von Institutionen gesteuert werden)
· Individuen treffen Entscheidungen im Rahmen gewisser Weltansichten  Entscheidung in einer Situation abhängig von der Interpretation dieser Situation
 Institutionen bieten «Filter für Interpretation»
· Pfadabhängigkeit (Regeln können im Nachhinein schwer geändert werden):
· Historischer Fluss ist in Perioden von Kontinuität geteilt
· Diese werden unterbrochen bei «branching points», an denen wichtige institutionelle Wechsel stattfinden
· Von dort nimmt geschichtliche Entwicklung einen neuen Lauf
· Komplexität wichtiger als Sparsamkeit
Beispiel: Sozialpartnerschaft in Dänemark & Deutschland
· Setzt am strukturalist. Argument von Esping-Andersen an  Unterscheidung von 
· «nordisch sozialdemokratischem» Sozialstaat
· Institutionen des Sozialstaats universalistisch & umfassend
 Lohnverhandlungen auf nationaler Ebene für gesamte Ökonomie
· «kontinental christdemokratischem» Sozialstaat
· Fragmentierte Arbeiterbewegung  sektor spezifische Sozialpartnerschaft
·  Institution der Sozialpartnerschaft in beiden Ländern mit gleich Zweck eingeführt
 jedoch unterschiedliche Wechselwirkung mit strukturellem Wandel (Deindustrialisierung):
· Dänemark: Verändeurng der Arbeitsmarktregeln auf nationaler Ebene
· DL: «Dualisierung»: Unterschiedl. Regeln für Industrie und Dienstleistung
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Diagramm, Reihe enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
(Permanent workers: Industrie; Temporary Workers: Dienstleistung)
Rational-Choice Institutionalismus (Aus Rational Choice)
· Institutionenbegriff
· Vom Menschen zwecks Ordnung und Stabilität eingeführte Regeln / Einschränkungen («constraints»)
· Können informell (Sanktionen, Tabus, Traditionen etc.) und formell (Gesteze, Rechte etc.) sein
· Strukturieren politische, ökonomische und soziale Interaktionen
· Kontextualisierung: Löst «Puzzles», welche RC nicht lösen kann:
· Wieso gibt es «oversized coalitions» (= Koalitionen, die grösser sind als nötig für Mehrheit)?
· Warum geben Akteure Macht ab?
 Wie sehen die Rahmenbedingungen aus, so dass 
· Eigenschaften des RC-Institutionalismus
· Calculus approach: Teilt rational-choice Grundannahmen: exogene & transitive Präferenzen, nutzenmaximierendes Verhalten
· Fokus auf strategische Interaktionen
· Fokus auf «collective action problems»: Situationen, in denen individuelles rationales Verhalten subobtimale Resultate bringt ( Prisoners Dilemma!)
 RC alleine nicht optimal
 Politik als Koordinationsproblem
 Institutionen als effiziente Lösungen der collective action problems
· «Collective action problems» entstehen durch die Ungewissheit der Handlung anderer Akteure  werden diese ihren Nutzen maximieren oder die kollektiv bessere Lösung wählen?  Institutionen eliminieren Ungewissheit
Beispiel: Warum geben Regierungen Macht ab?
· Kontext: Marktliberalisierungen
· Privatisierung und Entmonopolisierung der Unternehmen un Märkte
· Neue Art von Märkten brauch jedoch immer noch Regulierung: Je liberaler der Markt, desto "regulativer" der Staat
· Jedoch: Staat gibt Macht an Unabhängige Regulatorische Agenturen (IRA) (z.B. Wettbewerbskommission, FINMA) ab
 Wieso?
· Glaubwürdigkeitsproblem
· Marktschaffung kann nur erfolgreich sein, wenn private Firmen von sich aus investieren (ohne Zwang)
· Investieren aber nur, wenn sie an Rendite ihrer Investitionen glauben
·  Risiko, dass die (nächste) Regierung Markt wieder einschränkt
 Abgabe von Kontrolle  glaubwürdige Signalisierung der Regierung ihres «commitments» zum neuen institutionellen Rahmen
Soziologischer Institutionalismus
· Kleine, wenig dominante, aber wachsende Theorie
· Institutionenbegriff: breiter
· Formelle Regeln
· Kognitive Verhaltensmuster; moralische Ideale, welche menschlichem Handeln eine Bedeutung zuweisen
· Eigenschaften des soziologischen Institutionalismus
· Cultural approach: Institutionen prägen Identitäten und Präferenzen
· Da soziale Kultur Teil der Institutionen ist, sind Präferenzen selbst auch sozial konstruiert (Erweiterung des Cultural approach des historischen Institutionalismus)
· Institutionen entstehen, weil sie Legitimität und Akzeptanz schaffen
· Ursprung von Institutionen: Logic of social appropriateness:
· Organisationen adoptieren neue instituionelle Praktiken, welche Legititmität & Akzeptanz schaffen
· Die Praktiken können auch «Hindernisse» für die formellen Ziele der Organisationen sein
Beispiel:
· Basierend auf welchen Kriterien nehmen Arbeiterinnen verschiedener ethnisch-kultureller Gruppen sich als gleichwertig wahr?
·  Welche politisch-institutionellen Faktoren erklären die Unterschiede in diesen Kriterien zwischen den USA und Frankreich?
· USA:
· Man verdient gleich viel, kann sich gleichen Konsum leisten
 wird als gleichwertig wahrgenommen
· Grund: Antirassistische Rhetorik (= Institution) beruft sich auf Gleichstellung der Rassen durch sozioökonomischen Erfolg
· Frankreich:
· Gleichheit trotz sozialer Spaltung: Alle sind gleich, tun das Gleiche
· Grund: Kultur der politischen Solidarität und Gleichheit


[bookmark: _Toc155022369]1.3.6	Vergleich der Ansätze und Forschungslogik
	
	Rational Choice /
RC Inst.
	Strukturalismus / Historischer Inst.
	Kulturalismus / Ioziologischer Inst.

	Verständnis von Politik
	· “Series of collective Action Problems”
· Koordination zw. Akteuren
	· “Struggle for power”
· Machtkampf zwischen gesellschaftlichen Interessen  wer entscheidet diesen für sich?
	· «Process of social learning»
· Was Akteure als ihre Interessen wahrnehmen ist selbst Gegenstand der Politik

	Rolle von Macht
	· Zentral
· Macht als Mittel zum Zweck zur eigenen Nutzenmaximierung
(Bsp. Abgabe von Macht für Glaubwürdigkeit  instrumenteller Einsatz von Macht für Erreichung des Ziels)
	· Zentral
· Fokus auf (stabile) Determinanten von Machtasymetrien
(Bsp. Esping-Andersen: unterschiedliche Sozialstaaten
 Sozialstaat als Messinstrument für gesellschaftliche Machtverteilung
	· Wenig bedeutend
· Beispiel: Demokratie erklärt als Produkt ideologischer Mässigung und kontinuierlicher Entwicklung der Werthaltungen, nicht gesellschaftlichen Machtkampfes

	Zeithorizont
	· Kurzfristig
· Zeit spielt v.A. bei einmaligen vs. Wiederholten Interaktionen eine Rolle
	· Langfristig
· Zentral
· Fokus auf langfristige strukturelle verschiebungen & Feedback-Effekte
(Z.B. Stärke der Arbeiterklasse: historisches Phänomen, über Jahrzehnt gebildet)
	· Langfristig
· Fokus auf kognitive Prozesse, kulturelle Sozialisierung, Interpretationen von gemeinsamen Erfahrungen
(Z.B. Wertewandel ist langfristiger Prozess)



Beispiel einer integrierten Theorie (Kombination der Ansätze): Der Kausaltrichter
· Vergleich & Sequenzierung der verschiedenen Zeithorizonte der Ansätze
· Der Kausaltrichter:
[image: Ein Bild, das Reihe, Diagramm, Kreis, Text enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Strukturalistische Variablen v.a. lanfristig
· Kulturalistische Variablen lang und mittelfristig
· RC-Variablen: Kurzfristig
 auch Kombination verschiedener Ansätze möglich


	
	Rational Choice /
RC Inst.
	Strukturalismus / Historischer Inst.
	Kulturalismus / Ioziologischer Inst.

	Akteure
	· Methodologischer Individualismus, angewandt auf individuelle und kollektive Akteure
· «Calculus Approach»
	· V.a. kollektive Akteure / Gruppen (z.B. Protestanten)
· Fokus auf Aggregation und Mobilisierung von strukturellen Interessen 
· Offenheit gegenüber Nutzenmaximierung und kultureller Prägung von Handlungen «Calulus & cultural approach»
	· Akteure als Träger kollektiver Erfahrungen und Identitäten
· «Cultural Approach»

	Präferenzen
	· Präferenzen exogen
· Präferenzbildung soll durch Theorie nicht erklärt werden
	· Präferenzen eher endogen: historische Institutionen beeinflussen Präferenzen
	· Präferenzen endogen
· Werden durch Diskurse / Institutionen überhaupt erst erschaffen

	Erklärung / Rolle von Institutionen
	· Institutinen beeinflussen Nutzen / Effizienz
· Akterue benutzen Institutionen und ziehen sie in Berechnung mit ein
	· Institutionen prägen Konflikt und Macht
· Induktiv-offene Analyse von Interessen
· Feedback-Effekte von Institutionen: Output des polit. Systems, welche Konflikt und Macht wieder prägen
	· Institutionen entstehen aus und reflektieren Lernprozesse
· Fokus auf latente Funktionen von Institutionen


Die drei I
· Zentrale «Typen» von Erklärungsvariablen in politikwissenschaftlichen Modellen:
· Interessen
· Institutionen
· Ideen
· Gemeinsamer Rahmen:
· Erklärung der politischen Outputs und Outcomes über Zusammenspiel von Akteuren und gewachsenen institutionellen Bedingungen
· Augenmerk variiert
· Fokus auf Interessen 
· RC, Strukturalismus
· Interessen exogen, Fokus auf Akteure
· Wie werden Interessen im Rahmen der Institutionen maximiert?
· Wie werden Koordinationsproblem gelöst?
· Sind die Akteure Länder, Parteien etc  RC
· Sind die Akteure strukturelle Interessen (z.B. Protestanten etc.)  Strukturalismus
· z.B. Parteienwettbewerb, Koalitionsverhandlungen
· Fokus auf Ideen
· Kulturalismus
· Politik immer in grösserem individuellen Rahmen
· Interessen sind endogen: Weshalb kam der Bundesrat zur Entscheidung, dass XY am besten ist für die Schweizer Bevölkerung
· z.B. Diffusion, ideologische Strömungen (Liberalisierung/Regulierung), Diskurshegemonien
· Fokus auf Institutionen
· In allen 3 Ansätzen gibt es Theorien, die eher auf Institutionen schauen
· Fokus auf Entstehung und Beständigkeit der Institutionen
· Wie beeinflussen Institutionen Konfliktlinien, Akteure und ihre Interessen (beabsichtigt und unbeabsichtigt)
· Wie verändern sich Effekte von Institutionen über die Zeit
· z.B. Reformen und Reformfähigkeit, Policy Agendas


[bookmark: _Toc155022370]Macht und Staat
1.4. [bookmark: _Toc155022371]Was ist Politische Autorität und wie ist sie begründbar
[bookmark: _Toc155022372]2.1.1	Unterschied politische Philosophie vs. politische Theoreie
Politische Theorie:
· Positive politische Theorie (positive or explanatory political theory):
· Teil der Gesellschaftstheorie
· Allgemeiner Erklärungsrahmen von Gesetzmässigkeiten, aus dem die Politikwissenschaft Hypothesen ableitet, die empirisch getestet werden

Politische Philosophie:
· Theoretisch:
· Begriffsanalyse politischer Begriffe
· Soziale Ontologie politischer Entitäten (was bedeutet es zu sagen, dass eine Partei, Staat, Volk, Regierung, etc. existiert, handelt, will?),
· Handlungstheorie (Unterschied Handeln, Entscheiden vs. Verhalten, Funktionieren)
· Praktisch:
· Fragt nach Möglichkeit normativer Begriffe (e.g. «legitimer Staat»)
· Fragt nach der Begründung politischen Handelns aus der Perspektive der Handelnden (Kontraktualismus) oder aus der Perspektive des Gesamtnutzens (Konsequentialismus) (≠ erklären)
· Fragt nach der Begründung politischer Autorität, pol. Institutionen, pol. Pflichten, pol. Rechte, pol. Grenzen, etc.
· Unterzieht politisches Handeln einer kritischen Evaluation
[bookmark: _Toc155022373]2.1.2	Bedeutung politisch
· Zwei zentrale Aspekte:
· Gesellschaftlich ausgehandelt:
· gemeinsam (einer allein macht keine Politik)
· nicht gewaltsam (e.g. eine politische Lösung im Gegensatz zu einer militärischen,
· nicht vor Gericht entschieden (eine politische Lösung im Gegensatz zu einer juristischen)
· Der Regierung zugehörig (politische Autorität: e.g. eine politische Behörde, staatliche Autorität, etc.)
· Bezieht sich auf
· Bestimmte Form der Assoziierung von Menschen; Entscheidungsfindung im gemeinsamen Handeln durch Konsens/Deliberation und Verhandeln
· Regierung: Bestimmung und Durchsetzung allgemein verbindlicher Regeln des Zusammenlebens
· Horizontal vs. Vertikal:
· Horizontales Anerkennungsverhältnis zwischen Bürgerinnen
· vertikales Unterwerfungsverhältnis von Personen unter zwangsbewehrte politische Institutionen


[bookmark: _Toc155022374]2.1.3	Der Begriff der politischen Autorität
· Epistemisch
· Wissensbasiert, wissenschaftlich
· Kennt die richtigen Gründe besser
· Keine Pflicht zu gehorsam
· Z.B. Arzt verschreibt Medikament
· Praktische Autorität
· Schafft (inhaltsunabhängige) Gründe zu handeln
· Eingeschränkte oder uneingeschränkte Kompetenzen
· Pflicht zu Gehorsam
· Z.B.: Gesetz zur Geschwindigkeitsbegrenzung
· Zwang
· Erzwingt Handeln durch physische Gewalt / Drohung
· Keine Pflicht zu gehorchen
· Z.B. Raub
· Politische Autorität umfasst alle drei:
· Epistemisch: wissenschaftliche Behörde
· Praktisch: Legislative, Judikative, Exekutive
· Recht des Zwingens / Konditionierens: Regierung, Judikative (z.B. Bestrafung bei Steuerhinterziehung)
[bookmark: _Toc155022375]2.1.4	Politische Autorität mit zwangsgewalt
Der Begriff des Staates
· Territorium: Hoheitsgebiet, räumliche Jurisdikation
· Subjekte: der staatlichen Autroität unterworfen
· Regierung: staatliche Autorität ausübend
· Max Weber: die Gemeinschaft, die innerhalb eines bestimmten Gebietes das Monopol legitimer physischer Gewalt (mit Erfolg) für sich beansprucht
Staatszwecke
· Staat immer Instrument der Unterdrückung der Autonomie  nicht begründbarer (philosophischer Anarchismus)
· Staat notwendig zum Schutz der Sicherheit und Freiheit und Gemeinwohl des Kollektivs (Kommunitarismus; Kommunismus)
· Staat notwendig zum Schutz der Sicherheit und Freiheit der einzelnen Personen (Republikanismus, Liberalismus)
· Joseph Raz:
· Wer Autorität hat, dem wird gehorcht ohne Zwang ( politische Autorität)
· Jene, über welche man keine Autoriät hat, müssen (in legitimer / illegitimer Weise) zu Handlungen gezwungen werden ( staatliche Zwangsgewalt)
 Unterschied zwischen politischer Autorität und staatlicher Zwangsgewalt
Thomas Hobbes: Leviathan
· Wie lässt sich der Staat gegenüber jeder unterworfenen Person begründen?
 Szenario der immer möglichen Gewalt zwischen Individuen unf Gruppen (Naturzustand: Krieg aller gegen alle; tödliche Krankheiten)
 Staat zur Bereitstellung des öffentlichen Guts Sicherheit


· Der Naturzustand
· Abwesenheit von Politischer Autorität (no common power)
· Gleiche Gebrechlichkeit der Menschen (auch der schwächste Mensch kann den stärksten töten / tödlich anstecken)
· Misstrauen, Mangel an Selbstvertrauen (diffidence)
· Strebenatur des Menschen; Konkurrenz individueller Begehrlichkeiten (natural right)
· Knappheit der Ressourcen
· Uncertainty bez. des Handelns der anderen

· Folgen des Naturzustands:
· Rationalität des Misstrauens:
· Furcht und Selbstjustiz
· Jede Person rechnet mit Möglichkeit der Gewalt der anderen
 versucht, dieser zuvor zu kommen
 Spirale der Gewalt, Krieg aller gegen alle
· Wirkungslosigkeit der Moral
· Nicht moralische (free riders / Trittbrettfahrer) haben Vorteil: erhalten keine Gegengewalt von den Moralischen  unmoralische breiten sich aus
· Mögliche Todesfolgen für die moralischen
·  auch Menschen mit Moral müssen Gewalt anwenden (auch wenn nur um der Gewalt der anderen zuvorzukommen)
· In diesem Zustand: «continual fear and danger of violent death; and the life of man [is] solitary, poor, nasty, brutish and short.”

 Politische Autorität (PA) sichert das Überleben und verhindert Gewalt

· Schlussfolgerung
· Ablehnung PA als Zwangsgewalt auch für egoistische Personen nicht rational
· Man braucht keine moralischen Werte um die Notwendigkeit politischer Autorität anzuerkennen
· Rationaler Akteur, welcher PA ablehnt verneint die Sicherung des Überlebens ( ist Voraussetzung rationalen handels  Selbstwiderspurch)

· Form des Gedankenexperiments (Umkehrschluss: econtrario):
· Nur zwei Möglichkeiten: PA oder keine PA
· Nimmt das Gegenteil vom zu begründendem (PA) an, also kein PA
· Führt kein PA in Selbstwiderspruch
·  Nur noch PA als sinnvolle Alternative übrig

· Notwendige Zwangsbefugnis der PA:
· A anerkennt B nur als politische Autorität über eine Gruppe, weil A weiss, dass B über jene, welche die Autorität von B nicht anerkennen (Trittbrettfahrer), Zwang ausüben darf
·  Notwendige Zwangsbefugnis

· Notwendige Elemente der PA
· Allgemeine Anerkennung der PA
· Zwangsgewalt
· Souveränität (höchste Autorität, bei Hobbes: Fürst / Parlament)

· Schwierigkeiten von Hobbes Ansatz
· Fehlende empirische Evidenz des Kriegs aller gegen alle
 jedoch findet Naturzustand statt auf Ebene der Staaten
 Internationale Beziehungen als Evidenz für den Krieg aller gegen alle im Naturzustand
· Wiederspruch: Staat ermöglicht zwar überwinden des Kriegs aller gegen alle zwischen Individuen, durch Erschaffung des Staats wird jedoch der Krieg aller gegen allen zwischen den Staaten erst ermöglicht
· Hobbes Antwort: Bürgerkrieg ist schlimmer als Krieg zwischen den Staaten, Überwindung des Bürgerkriegs vorteilhaft, auch wenn internationale Beziehungen unsicher bleiben
· Naturzustand zwischen Souverän (ungebunden, keinem Gesetz unterworfen) und den Unterworfenen
 Staat wird zum Sicherheitsrisiko für den Einzelnen
 Begründung der Kontrolle des Staats  Kapitel 2.2

· Konstitutionalismus: Verfassungsprinzipien und Grundrechte sind Machteinschränkung für politische Autorität
· Souveränität kann widerspruchsfrei eingeschränkt werden
· Souveränität muss eingeschränkt werden:
· Zur Überwindung des „Naturzustandes“ zwischen Souverän und Gesetzesunterworfenen
· Zur Überwindung des „Naturzustandes“ zwischen den Souveränen
1.5. [bookmark: _Toc155022376]Legitime Autorität, gute Regierung
· Absoluter Souverän kann für Individuum zur Bedrohung werden
 Es braucht Konstitutionalismus: Gebundenheit der Staatsgewalt an Gesetze & Verfassungsprinzipien
[bookmark: _Toc155022377]2.2.1	Legitimität
· Legititmität = die durch anerkennungswürdige Zustimmungserfahren (normative Legitimität) ermittelte faktische Anerkennung (empirische Legitimität) einer politischen Autoriät (Staat) und seiner Entscheidungen
 Legitime Regierung holz sich durch normativ legitime Zustimmungsverfahren die Mehrheit
· Quellen von Legitimität
1. Legitimität eines Staates (input legitimacy)
· Zustimmung geben; Abstimmungen, Wahlen, Bürgerrät
· Gemeinsamkeitsglaube (z.B. magelnd in der EU)
2. Legitimität der Verfahren und Machtmittel (throughput legitimacy)
· Aufnahme, Verarbeitung, Umsetzung
· Parlament, Regierung, Justiz
3. Legitimität der Leistungen (output legitimacy)
· Gesetze tc.
· Bsp. Sauberes Wasser als Quelle von Zustimmung / Legitimität
· Auch in autoritären Staaten erreichbar: Bsp. China ohne Throughput-legitimacy Verbesserung des Landes erreicht
[bookmark: _Toc155022378]2.2.2	Kloskos Liste
· Klosko: Staat soll öffentliche Güter bereitstellen
· Kloskos Liste: Diese öffentlichen Güter soll der Staat bereitstellen:
1. Persönliche Sicherheit
· Ohne Staat: private Sicherheitsverbände formen sich
· Keine Pflicht, diesen beizutreten
· Jene, welche ihnen nicht beitreten haben durch das «natürliche Recht», das Recht sich gegen sie zu verteidigen
·  es braucht allgemeine Standarts / Interpretationen von «natürlichem Recht»  es braucht den Staat
2. Sichere Umwelt und
3. «Burdensome public goods»
· Bsp.: militärische Sicherheit, Rechtssystem, öffentliche Gesundheit, Umweltschutz, Katastrophenschutz
· Nicht-exkludierbar  Anreiz zum Trittbrettfahren ( prisoners Dilemma)
· Grosse Kosten, grosse Reichweite  Notwendigkeit für regulierte Koordination
· Gesundheitsversorgung: privat möglich, jedoch bei Pandemie Regulierung durch Staat nötig (breite Quarantäne etc.)
· Umweltschutz Bsp Installation eines Katalysators (für saubere Luft): Ein einziger macht kaum einen Unterschied, viele zusammen jedoch schon  Man profitiert von sauberer Luft unabhängig davon, ob man selber Katalysator hat (da nicht-exkludierbar)  individuell rational, nicht zu installieren  Staat als Regulator nötig
· Katastrophenschutz: grosse Katastrophen überschreiten Möglichkeiten von Privatversicherung  Staatliche Regulierung nötig
4. Not burdensome public goods recquiring coordination
· Währungsstabilität, Verkehr
· Rational das gleiche zu machen wie alle anderen: wenn alle rechts fahren, ist es für mich rational auch rechts zu fahren
·  Wenn Koordination mal gefunden: keine Prisoner’s dilemma-Struktur
· Aber z.B. aufwändige Zertifizierung von private Gelddruckern, Konflikte bei Unfall
5. Regulierung, Standarts
· Z.B. Medikament, Werbung, Lebensmittelstandarts
· Zivilgesellschaftliche lösungen plausibel
· Aber: Interessenskonflikte, sub-optimale individuelle Rationalität
 es braucht den Staat
6. Excludable Commons
· Problem der Kotrolle und unzureichenden Bereitstellung ohne Staat
· Probelm des Zugangs für Arme, wenn privat
 es braucht den Staat (meistens subsidiär)
7. Umverteilung, soziale Sicherheit
· «Wohlfahrtsstaat» kein öffentliches Gut, da Exklusion möglich
· Jedoch aus Beiträgerperspektive gleich: Wenn Staat die Bedürftigen unterstützt sind die «moral benefits» davon für die ganze Gesellschaft nicht exkludierbar  Man hätte Anreiz, nicht zu unterstützten
 soziale Sicherheit als obligatorisches Versicherungssystem
· Spielraum der Delegation an nicht-staatliche Akteure bei Bereitstellung der Punkte Kloskos  kein Totalstaat nötig
· Die meisten Punkte brauchen jedoch staatliche Koordination / Regulierung  mehr als ein Nachtwächterstaat benötigt
[bookmark: _Toc155022379]2.2.3	Legitime Regimetypen
Bedeutungsfelder der Demokratie (Francis Cheneval):
1. Allgemein gesellschaftlich: z.B. Vereine, Uni: Beratschlagungs- und Entscheidungsverfahren, bei denen alle Mitglieder das Recht haben, sich daran massgeblich zu beteiligen
1. Politisches Volk: Beratschlagungs- und Entscheidungsverfahren, bei denen alle Mitglieder das Recht haben, sich daran massgeblich zu beteiligen
1. Eine gesellschaftliche Lebensform, die respektvoll, egalitär, tolerant, friedlich, inklusiv, deliberativ, pluralistisch, transparent, nachhaltig, frei von Unterdrückung und Ausbeutung, etc. ist
 Zweideutigkeit: Demokratie besteht in Eigenschaften der Verfahren in Gesellschaft und Politik (1. & 2.) vs. Demokratie als das erwünschte Ergebnis der gesellschaftlichen Verhältnisse ( 3.)
· Problem mit ergebnisbasierter Definition
· Erwünschte Ergebnisse können tw effizienter aus despotischen Entscheidungen hervorgehen
 Unterscheidung zwischen Demokratie und «enlightened depotism» (z.B. Singapur) schwierig
 Verfahrensbasierte Definition besser
Verfahrensbasierte Demokratie: die Nicht-Mitglieder
· Notwendige Bedingungen
· Allgemeine Beteiligung
· Breite Deliberation
· Politische Gleichheit der Mitglieder
 jedoch nicht hinreichend für normative demokratische Legitimität:
 könnte auch in Terrorgruppe alles der Fall sein
· Überprüfung von Auswirkungen der Entscheidungen auf Nicht-Mitglieder nötig
·  Teil der demokratischen Output-Legitimität sind auch Grund- & Menschenrechte der Nicht-Mitglieder
 sonst demokratischer Staat ununterscheidbar von «demokratischer» Verbrecherorganisation
· Input- & Troughput-Legitimität nicht immer hinreichende Bedingung für Demokratie
1.6. [bookmark: _Toc155022380]Öffentliche Güter, Kooperation und Koordination
[bookmark: _Toc155022381]2.3.1	Kooperation
· Fundament jeder (komplexen) sozialen Gruppe
· Schwierig, da Individuen den Anreiz haben, sich unkooperativ zu verhalten
· Spieltheorie:
· Zwei Akteurinnen
· Jeweils zwei Optionen: Kooperation & Defektion
· Bsp: Gefangenendilemma
· Gefangenendilemma: Defektion führt unabhängig von Wahl der anderen Person zu höherem Nutzen
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Zahl, Diagramm enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
 optimal für Gesellschaft: KK, gibt jedoch Anreiz für beide Spielerinnen, Strategie zu wechseln  DD ist Nash-Ggw.
 wie bringen wir Spieler zur Kooperation?
Lösungen für Kooperationsdilemma
· Extern: Dritte Spielerin, z.B. Mafia-Clan
· Änderung des Nutzen von Defektion (z.B. durch Bestrafung)
[image: ]
 Kooperation = Nash-Ggw.
· Konsequenzen / Problem:
· Kosten von Überwachung und Bestrafung
· Was sind die Anreize der dritten Akteurin? Dritte Spielerin auch Teil von Koordinationsproblem?
· Intern (Normen, Moral)
· Fördern bestimmte Strategien, z.B. starke Norm zur Kooperation
· Deskriptive Norm: wie verhalten sich andere?
· Injunktive Norm: Welches Verhalten wird von anderen toleriert?
·  z.B. auf den Boden spucken = Normverletzung  sozial abgestraft durch Blicke etc.  Effektiver Nutzen tiefer
· Spontan
· Wiederholung der Spiele  «Super-Spiel»
· Diskontfaktor: Nutzen, welcher in der Zukunft liegt, etwas kleiner als heutiger
· Grimm-Trigger-Strategie: Kooperieren bis die andere Person defektiert
[image: ]mit  < 1
 Wenn  > 1/3: Kooperation lohnt sich
· Problem: «Schatten des letzten Spiels»
· Beide Spieler wissen, dass es nicht in Unendlichkeit gehen wird (z.B. ich ziehe aus der WG in zwei Wochen)  bei letztem Spiel defektieren lohnt sich  andere Person weiss das  deffektiert beim zweitletzten Spiel  u.s.w.
·  Keiner der Lösungansätze ist perfekt
[bookmark: _Toc155022382]2.3.2	Kollektives Handeln
· Kollektive Interessen führen nicht immer zu kollektivem Handeln
· Schwierig für Gruppen, das Dilemma kollektiven Handelns zu überwinden (Olsen)
· In grossen Gruppen schwieriger:
· Anonymität, schwieriger, Identitäten zu geschaffen
· Individueller Beitrag weniger sichtbar
· Schwierige Überwachung
· Vereinfachung Kollektive Handelns in grossen Gruppen:
· Byproduct-Theory (Nebenprodukt-Theorie): Gruppen geben "benefits" für Menschen, die kooperieren; z.B.:
· Rechtsberatung (Gewerkschaften)
· Pannendienst (TCS)
· Wagner: Gruppen brauchen ausserordentlichen Effort einzelner Individuen
 diese profitieren von leitender Funktion
· Ideologie-orientieres (statt nutzenmaximierendes) Handeln
[bookmark: _Toc155022383]2.3.3	Gütertheorie
	 
	Keine Rivalität
	Rivalität

	Keine Ausschliessbarkeit
	Öffentliches Gut
(zB Leuchtturm)
	Allmendegut/common
(zB See mit Fischen)

	Ausschliessbarkeit
	Clubgut
(zB Pay-TV)
	Privates Gut
(zB Brot)


· Problem der Öffentlichen Güter: Freier Markt wird zu tiefes Niveau des Öffentlichen Gutes herstellen
· Ökonomische Lösung: Monopol (Bsp Leuchttürme und Häfen)
 Problem: Monopolist hat Eigeninteressen.
· Politische Lösung: Staat stellt Öffentliche Güter zur Verfügung
 Problem: Was sind Öffentliche Güter?  Sind z.B. Bauernsubventionen im öffentlichen Interesse und gehören deshalb zu den öffentlichen Gütern?
· Externalitäten = Unbeabsichtigte Konsequenzen von ökonomischen Handeln, welche nicht im Marktpreis reflektiert sind ( z.B. Luftverschmutzung (-), Impfung (+))
· Tragödie der Allmende
· Lösungen: Eigentumsrechte, staatliche Eingriffe
· Bsp: Luftverschmutzung (-), Impfungen (+)
· Tragödie der Allmende überkommen:
· Klare Grenzen
· Partizipation (Direkte Demokratie)
· Individuelles Verhalten beobachtbar
· Sanktionen möglich
· Konfliktregulierung (Schiedsgerichte)
· Autonomie (Staat anerkennt Genossenschaft)
1.7. [bookmark: _Toc155022384]Entwicklung des modernen Staates
[bookmark: _Toc155022385]2.4.1	Einführung
· Nationalstaat als spezifische Antwort auf Problem kollektiven Handelns
· Nationalstaat als fundamentale Einheit in der vergleichenden Politikwissenschaft (Innenpolitik)
· Konflikt innerhalb: z.B. zwischen peripheren Regionen und Zentralstaat; zwischen liberalen und konservativen Eliten (Staat−Kirche), usw.
· Nationalstaat als fundamentale Einheit in den internationalen Beziehungen
· Konflikt zwischen: Nationalstaat im Gegensatz zu anderen definiert
[bookmark: _Toc155022386]2.4.2	Der (National-)Staat: Konzeptualisierung
· Minimale Funktionen ("Nachtwächterstaat")
· Verteidigung
· Innere Ordnung
· Benötigt Geld, daher Steuern
· Liberaler Staat: Staat spezialisiert sich auf das Öffentliche, Politische  Macht und Konflikt als Zentrale Dimensionen
· Konfliktlösung
· Gewaltentrennung
· Religion
· Markt
· Zivilgesellschaft
· Wissenschaft
· Historische Verortung der Staatsbildung (ungefähr)
· 1648: Westfälischer Friede (Ende des 30-jährigen Kriegs): Erster internationaler Kongress mit Vertretern vieler europäischer Staaten
· Westfälisches System: Prinzip der Gleichberechtigung der Staaten unahängig von Macht
· Herausbildung des Nationalstaats: Laufe des 19. Jhd.
· Elemente des Nationalstaat
· Zentralisierte, bürokratische Form des Regierens
· Einheitlich, ohne institutionelle Unterscheidung zw. Zentrum und Peripherie
· Prinzip der Gleichheit aller Bürger («Bürgerschaft» ≈ citizenship)
· Regieren im Namen einer Nation
· Maximalistische Definition des Nationalstaats: Kongruenz zwischen politischen und anderen Grenzen:
· Kultur / Nation
· Wirtschaft / Autarkie
· Gesellschaft / Chancen-Gleicheit
· = Idealvorstellung; real existierende Nationalstaaten waren z.B. nie autark
2.4.3 [bookmark: _Toc155022387]Die Bildung des modernen Nationalstaats
· Formen der Staatsbildung:
· Ältere / frühere Herausbildung aus Absolutismus: Grossbritannien, Frankreich, Spanien, Schweden, Dänemark, Russland, Japan
· Unabhängigkeit, Sezession:
· Religiös: Belgien (1830), Irland (1922)
· Sprachlich / kulturell: Norwegen, Finnland, Island
· Vereinigung: Deutschland, Schweiz, Italien und USA (auch Unabhängigkeit)
· Ende multi-nationaler Reiche
· Habsburgisches, Osmanisches und Zaristisches (Russisches) Reich: Zentral-, Ost-, Südosteuropa
· Ende Kolonialismus: Afrika, Südamerika, Asien
· Ende des Kommunismus: Sowjetunion, Jugoslawien
· Ausbau der staatlichen Funktionen
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Quittung, Schrift enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Verwirrend: oben ist mit «Der Nationalstaat» gemeint: typische Definition des Nationalstaat definiert als Territorium + Nation / Identität
· Aussage der Grafik jedoch: Wenn Nationalstaat als Kontinuum betrachtet:
· Je weiter rechts man ist / je mehr diese Prozesse stattgefunden haben, desto näher am Nationalstaat
· (Muss jedoch nicht heissen, dass jeder Industrie- / Sozialstaat auch ein Nationalstaat ist)
[bookmark: _Toc155022388]2.4.4	Erklärungen für die Staatsbildung
Wirtschaftliche Entwicklung und religiöser Konflikt (Rokkan)
· Paradox:
· Frühe Herausbildung in Peripherie Europas
· Spätere Herausbildung in Kerngebieten
· Erklärung anhand zwei Konfliktlinien: Wirtschaft & Religion
· Wirtschaft:
[image: ]
· Handelsroutengürtel: entlang Rhein und Donau, durch Alpenpässe
 viele Städte in Konkurrenz zueinander  schwierigere Gebietskontrolle
· Religion:
[image: Ein Bild, das Text, Karte, Diagramm enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
·  Dort wo beide Konflikte herrschten: schwierigere Gebietskontrolle
· In Peripherie: starkes Zentrum kam einfacher an Macht über grosse Gebiete
· Auch Erklärung für: Föderalismus im Zentrum (da Kompromisse zwischen Städten)
Nebenprodukt von Kriegen (Tilly)
Dauernde Kriegsführung und Verstärkung militärischer Kapazität:
· Aufrechterhaltung von Armeen erfordert immer höhere Steuern  Revolten
· Tausch politische Rechte gegen Steuern («no taxation without representation»)
 Im Krieg aufgebaute Verwaltung danach nicht zurückgebaut sondern umfunktioniert
· Abtragung von Kriegsschulden durch Verstaatlichung und Besteuerung.
Direkte Herrschaft und Sezession (Hechter)
· Indirekte Herrschaft durch regionale Eliten ersetzt durch direkte Herrschaft durch hierarchische Bürokratie (Rationalisierung)
· In unabhängigen Staaten: Eliten homogenisierten die Bevölkerung
 verwandelten minimalen in einen Nationalstaat
· Widerstand von peripheren Eliten (Eliten ethnischer/regionaler Minderheiten)
 sezessionistische Mobilisierung (Bsp.: Katalanische Sezessionisten in Spanien wollen, dass alle Katalanen katalanisch lernen  kulturelle Abspaltung  Legitimation der Sezession)
Internationale Diffusion (Meyer et al.) : World Polity Theorie
· Nationalstaat als Idee, welche als Teil einer Weltkultur entstand
· Nationalismus als Idee, welche den Nationalstaat legitimiert
· Je mehr Eliten vernetzt sind mit Zentrum der globalen Kultur, desto eher übernehmen sie die Ideen dieser Weltkultur
· Je mehr Nationalstaaten existieren, desto schneller werden sie kopiert (sich selbst verstärkender Prozess)
· Institutionalisierung in den Vereinten Nationen (UNO).
Nationalismus (Anderson, Gellner, Wimmer und Feinstein, u.a.)
· Nationen formen Nationalstaaten (nicht der Staat die Nation)
· Nationen  Nationalismen  Nationalstaaten
· Nationalismen  Nationen  Nationalstaaten
· Beides gleichzeitig:
· Nationen  Nationalismen  Nationalstaaten (z.B. Deutschland, Italien)
· Vereinigung eines Staats
· Zuerst Identität, dann eigener Staat
· Staaten  Nationalismen  Nationalstaaten (z.B. Frankreich, Schweiz)
· Zuerst Staat
· Durch den Staat entsteht Nation
 Siehe Kapitel 2.5: Nation und Nationalismus: Fokus auf Nationbildung
1.8. [bookmark: _Toc155022389]Nation und Nationalismus
[bookmark: _Toc155022390]2.5.1	Definitionen: Nationalismus als Ideologie und als Wahrnehmung
Nationalismus als Ideologie (politische Soziologie):
· Politische Bewegung mit einem Ziel
· Interpretation der Realität (Weltanschauung).
· Ziel = Veränderung, welche auf Vision der Welt basiert
· Autonomie, Einheit, Identität
· Verlangt Handlung / Aktionen
· von einer Bewegung («attaining»)
· von Institutionen («maintaining)
· Betrifft auch «nations without states»
Nationalismus als Wahrnehmung (politische Psychologie):
· Vorstellung von nationaler Überlegenheit (Chauvinismus)
· Abgrenzung zu Rassismus ( biologische Überlegenheit): Chauvinismus breiter
· Menschliche Tendenz zu Gruppenbildung: in-group positiv wahrgenommen, out-group negativ
·  Nationalismus als Form dieser Gruppenbildung:
· Basierend auf kultureller Einheit
· «Eigene» Nation in-group, andere als out-groups
Definition Nation
Subjektivistische Definition: Nation als Vorstellung
· Vorgestellt: Man kann nicht alle Mitglieder kennen
· Gemeinschaft: Als Verbund von Gleichen
· Begrenzt: Nicht universal, Abgrenzung zu anderen Gemeinschaften
· Souverän: Anspruch auf einen Staat

Kombination von objektiver und subjektiver Dimension:
· Objektiv: Sprache, Gebiet, Religion, Gebräuche, usw.
· Subjektiv: Identität, Werte

Rolle von Raum und Zeit
· Zeit
· Retrospektiv: Gründungsmythen, Narrative, die versuchen, die Vorstellung der Nation irgendwo weit in der Vergangheit festzumachen ( Rütlischwur)
· Prospektiv: Aufopferung für zukünftige Generationen der eigenen Nation
· Raum
· Starke Bedeutung von Heimat («homeland»): Sicherheit, Geborgenheit
· Territoriale Souveränität: Selbstbestimung & Autonomie

Soziale Konstruiertheit von Nationen und Ethnien:
· Ethnien / ethnische Nationen: Vorstellung gemeinsamer Verwandtschaft
· Keine biologische Basis: Varianz der DNA nicht kongruent mit nationaler Identität (wäre Rassismus)
· Multiple Identitäten (z.B. katalanisch und spanisch)
· Nationale und ethnische Identitäten sind oft verschachtelt
· Bsp. Ethnische Identifikationa als Waliser und nationale Identifikation als Brite  Wiederspruch zu Identifikation mit nur einer Gruppe (von welcher der Nationalismus ausgeht)  man kann sich als Schotte fühlen, ohne Anspruch auf eigenes Territorium zu haben
[bookmark: _Toc155022391]2.5.2	Nationentypen
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift, Zahl enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Angelsächsische Unterscheidung: Zivile vs. Ehtnische Nationen
· Deutsche Unterscheidung: politische vs. Kulturnationen (zur Verhinderung, dass nach 2. WK nochmals so ein Nationalismus entsteht)
· Assimilation:
· Linker Block: über gleiche politische Werte  einfach
· Mittlerer Block: Sprache lernen etc.  möglich aber schwierig
· Rechter Block: nicht möglich
· Oft alle Formen von Nation anwendbar: Bsp. Schweiz
· Politische Nation? (Direkte Demokratie, Neutralität, Humanitäre Rolle)
· Kulturnation? (Fleiss, Sparsamkeit, Viersprachigkeit)
· Ethnische Nation? (Gemeinsame Abstammung, Bergvolk, Bauernvolk)
· Realität:
· Nationen zu rationalisiert: meisten Menschen nicht politische / etnische / kulturelle Nationalisten: hineingeboren  automatische Identifikation
· Trotzdem: oft eine vorherrschende Meinung in einem Land
[bookmark: _Toc155022392]2.5.3	Wie entstehen Nationen?
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Quittung, Schrift enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Zu oberst: Nationalismus wegen Staat  Identifikation über politische Einheit
· Mitte: Nationalismus durch vorher bereits existierende kulturelle /ethnische Einheit
Politische Nationenbildung
· Moderne Nation als soziales Konstrukt
· Traditionen auch erfunden, spiegeln jedoch vor, dass es schon immer diese Zusammengehörigkeit gegeben hat
· Staaten schaffen Nationen («Nation-building») (siehe Kapitel 2.4)
· Staat durch Nation konsolidiert: Legitimation und Stabilisation des Staates durch Identifikation (z.B. in den Krieg ziehen)
· Nationalismus als «kulturelle Hegemonie»: Alle denken in Nationen  so dominante Vorstellung, dass sie nicht hinterfragt wird; Arbeiter identifizieren sich in erster Linie als Deutsche / Franzosen und nicht als Arbeiter
· Bsp.: Frankreich, Schweiz
Ethnische/kulturelle Nationenbildung:
· Schon vor Staatenbildung gab es Nationen in Form von ethnischen & kulturellen Gruppen und Identifikatonen
· Staaten kommen dazu  nun auch politische Identifikation, keine grosse Veränderung
· Bsp.: Deutschland, Italien
Modernisierung...
... und Industrialisierung (Gellner) (v.A. Westeuropa):
· Industrialisierung: zunehmende soziale Mobilität, geographische Mobilität: Arbeiter ziehen in Städte  Urbanisierung
·  kulturelle und sprachliche Homogenisierung: aus Gemeindedialekten entstehen Natinoalsprachen
· Kulturelle Homogenisierung auf nationaler Ebene über Schulen und Armee durchgesetzt
·  Nationale Identität
· Nationalismus als Ideologie, welche besagt, dass Staat und Nation kongruent sein müssen
· Wandel:
[image: Ein Bild, das Screenshot, Text, Reihe, Rechteck enthält.
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[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Reihe, Diagramm enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
... und (Print-)Kapitalismus (Anderson) (globaler Süden):
· Entwicklung des Kapitalismus und des modernen Buchdruckes  breite Zirkulation von Texten
· Texte in Umgangssprache statt Latein  öffentliche Diskurse in Umgangssprachen
· Vorstellung einer Gemeinschaft, Sprachgruppe (imagined community)
· Unterschiedliche Nationen innerhalb gleicher Sprachgruppe (z.B. Lateinamerika):
· Rolle von regionalen Einheiten und Eliten
... und Arbeitsteilung (Hechter und Levi):
· Kapitalismus: Geprägt durch Arbeitsteilung
· Kolonialismus: Wirtschaftliche Ausbeutung der Peripherie
 kulturelles Gemeinschaftsgefühl in der Peripherie gegenüber reichen Zentren
 Nationalismus, Unabhängigkeitsbewegungen
· Problem: Erklärung für Sezessionismus in reichen Regionen von enwtickelten Ländern? (Bsp: Baskenland, Südtirol, Flandern)
· Lösung: Ethnische Arbeitsteilung; Stärkung der nationalen Identität überall, wo Ethnien wirtschaftliche Sektoren dominieren
[bookmark: _Toc155022393]2.5.4 Braucht es Nationalismus / nationale Identität?
Ja:
· Mensch braucht Identität
· Identität schafft Solidarität
· Nationale Identität kann demokratisch und offen sein: Verfassungspatriotismus
Nein:
· Mensch braucht keine nationale Identität: Individualismus, Multikulturalismus, Kosmopolitismus, Feminismus, etc.
· Kosmopoliten sind empirisch solidarischer als Nationalisten
· Nationale Identität immer ausschliessend: Niemand ist Verfassungspatriot, Nation ist immer kulturell/ethnisch

 Multikulturelle Nation als Synthese?
1.9. [bookmark: _Toc155022394]Macht und Souveränität im internationalen System
· Souveräne Staaten = zentrale Einheiten im modernen internationalen System
· De-facto-Staat: Staat-ählniche Eigenschaften jedoch nicht von alle anderen Ländern anerkannt (z.B. Kosovo, Taiwan)
2.6.1 [bookmark: _Toc155022395]Souveränität
· Innere Souveränität: Gewaltmonopol
· Äussere Souveränität:
· Exklusiver Adressat politscher Forderungen und Ansprüche
· Prinzip der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten
· Herrschaftsbereich des Souveräns ist über Territorium definiert
· Staaten sind international gleichberechtigt unabhängig von der Macht
 Modernes Staaten System = System territorial begrenzter Staaten, welche formal gleichberechtigt sind wo die Prinzipien äusserer und innerer Souveränität zutreffen
· Responsibility to protect (R2P):
· Problem des Prinzips der Nichteinmischung: Verbot der Einmischung bei Menschenrechtsverstössen
·  2005: UNO beschloss, dass jeder Staat für die Sicherheit des eigenen Volkes verantwortlich ist = R2P
·  bei Vernachlässigung kann UNO eingreifen
[bookmark: _Toc155022396]2.6.2	Anarchie
· Internationales System:
· Dezentralisiert und anarchisch
· Alle Staaten mit gleichen souveränen Funktionen über ihr Territorium
· Keine höhere Autorität über die Staaten
·  Anarchie als Implikation von Souveränität
· Unterschied zwischen Staaten und dem internationalen System: Kein Monopol physischer Gewalt
Internationale Institutionen
· Relativ stabile Normen und Regeln, die sich auf das internationale System, die Akteure des Systems und ihre Aktivitäten beziehen
· Gleiche Regeln für alle Mitgliedstaaten
· Ermöglichen stabile Kooperation indem sie
· Klar festlegen, was als kooperatives und unkooperatives Verhalten gilt
· Transparenz und Kontrolle über das Verhalten von Staaten
· Ermöglichen, kooperationsfeindliches Verhalten eines Staates zu sanktionieren
· Bsp: Montreal Abkommen zum Schutz der Ozonschicht (ermöglicht durch internationale Institutionen)
· Jedoch: Internationale Institutionen unter Druck: zunehmender Wiederstand gegen Etablierung und Durchsetzung gewisser Regeln
· Brexit
· Abbruch der Verhandlungen zum Rahmenabkommen
[bookmark: _Toc155022397]2.6.3	Drei Theorien zur Anarchie im Internationale System
Neo-Realismus
· Anarchie als grundlegende Eigenschaft des internationalen Systems, die nie verschwindet
· Sicherheitsstreben
· Sicherheit und Überleben als oberstes Ziel von Staaten
· Selbsthilfe
· Staaten müssen selbst für ihre Sicherheit sorgen
· Machtkonkurrenz
· Relative Machtposition und relative Gewinne/Verluste relevant
· Sicherheitsdilemma: Die Sicherheit eines Staates ist die Unsicherheit eines anderen Staates
Neoliberaler Institutionalismus
· Staaten streben nicht nur nach Sicherheit, sondern auch nach Wohlstand
· Absolute (nicht nur relative) Gewinne sind wichtig
· Anarchie und Interdependenz (= Staaten können ihre zentrale Funktionen nicht ohne Zusammenarbeit mit anderen Staaten erfüllen) prägen internationales System
· Interdependenz von Staaten schafft Anreize zu internat. Kooperation & Frieden
· Probleme lassen sich nicht alleine lösen
· Internationale Institutionen helfen Staaten, kooperationsförderliche Bedingungen zu schaffen
· Zentralisierte Sammlung von Informationen
· Kontrolle von Verhalten
· Sanktionen bei kooperationsfeindlichem Verhalten
· Senkung von Transaktionskosten
 ermöglicht/vereinfacht es Staaten, friedlich zu kooperieren
·  mildert Problem der Anarchie
Konstruktivismus
· Internationale Politik ist sozial konstruiert
· Handeln nach Logik der Angemessenheit
· Anarchie nichts Fundamentales; es ist einfach die Art, wie wir das internationale System interpretieren
· Bsp: Biden vs Trump – Gleiche Aussenpolitik, doch Bidens Ton angenehmer
· Befreundete Staaten verhalten sich grundlegend anders als verfeindete Staaten
· Freunde: Verhältnis basiert auf Vertrauen und geteilten Normen/Werten; Stabile Kooperation ohne Kontrolle und Sanktionierung
· Feinde: Misstrauen und Unsicherheit: Kooperation schwierig, Zwangsgewalt nötig
[bookmark: _Toc155022398]2.6.4	Macht im internationalen Kontext
· Gleichberechtigung und Souveränität heisst nicht gleiche Kapazitäten aller Staaten
· Unterschiede in ökonomischen, militärischen, technologischen Kapazitäten
 gewisse Staaten mächtiger als andere
· Macht = Fähigkeit, andere dazu bringen, etwas zu tun, was sie sonst nicht tun würden; Kontrolle über Ergebnis
Militärische Macht (Neo-Realismus)
· Je mehr Ressourcen, desto mehr militärische Macht
· Militärische Ressourcen
· Bevölkerung
· Technologie
· Immer relativ im Vergleich zu anderen Staaten
· «Great Powers» = Mächte mit Fähigkeit und Willen, ihren Einfluss global auszuüben
Verhandlungsmacht (Neoliberaler Institutionalismus)
· Interdependenzen / Akteurspräferenzen
· Wer weniger auf Kooperation angewiesen ist bzw. eine weniger starke Präferenz für Kooperation hat, hat höhere (Verhandlungs-)macht
· Institutionelle Regeln
· Agenda setting power  wie wird abgestimmt etc.
Argumentationsmacht (Konstruktivismus)
Nimmt zu wenn / mit
· Hoher Glaubwürdigkeit
· Hoher Legitimität
· Normen und Identitäten der Gemeinschaft angesprochen werden
1.10. [bookmark: _Toc155022399]Staatszerfall und Bürgerkrieg
[bookmark: _Toc155022400]2.7.1 Fragile und Failed States
· Souveränität des Staats
· Internationale Ebene
· Unabhängige Einheiten, welche die Authorität anderer souveräner Staaten anerkennen und respektieren
· Aussenstehende Akteure haben kein Recht in die innenpolitischen Angelegenheiten eines souveränen Staates einzugreifen
· Nationale Ebene
· Territoriale Souveränität
· Die einzige legitime Authorität, welche das Recht und die Möglichkeit hat, Gewalt anzuwenden
Souveärnität ausüben
· Mittel zum Ausüben der Souveränität nach Westphälischen Normen (Ideal):
· Entwicklung von Möglichkeiten, die Wirtschaft und Gesellschaft zu organisieren
· Entwicklung von Gesetzen und politischen Institutionen
· Steuersysteme und Regulation
· Justiz und Behörden zur Strafverfolgung
· Sicherheitsbehörden zur Gewährleistung von Sicherheit und zum Schutz der territorialen Integrität des Staats
· Ideale vs. Tatsächliche Souveränität
· Anspruch auf Souveränität garantiert nicht territoriale Kontrolle
· Strafverfolgungs-Institutionen können Mühe haben, das legitime Gewaltmonopol des Staats durchzusetzen
· Unterschiede im Ausmass, zu dem Staaten souveräne Kontrolle haben
· Gewisse Staaten mächtiger als andere
· Stärkere Staaten verletzen tw territoriale Integrität schwächerer Staaten
· Schwächere Staaten haben weniger Kontrolle über ihre Wirtschaft (z.B. keine kontrolle über Währung: hohe Inflation in Argentinien)
· Strong – Fragile – Failed States
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift, Reihe enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Staaten haben unterschiedliche Institutionen / Möglichkeiten Mittel zur Souveränität auszuüben
 Staaten auf Kontinuum zwischen Failed State und Strong State
Beispiel Sudan
· Kein legitimer Gewaltsmonopol: Ein Krieg nach dem anderen  keine Möglichkeit für zentrale Regierung, Authorität zu erlangen
· Keine Kontrolle über Territorium:
· Verschiedene bewaffnete Gruppierungen kontrollieren verschiedene Gebiete
· Regierung in vielen Gebieten keine Präsenz, kann dort nicht für Bevölkerung sorgen  Diese Gebiete erheben Anspruch auf Autonomie
· Grenzdispute mit Südsudan & anderen Staaten
· Hohe Kriminalität und kaputtes Justizsystem
· Parteiisch ggüber gewissen Ethnien
· Kriminalität zwischen staatlichen Beamten
Implikationen
· Für nationale Sicherheit
· Schwierigkeiten, Recht und Ordnung zu schaffen
· Regierung kann Grundbedürfnisse nicht zur Verfügung stellen
· Behörden als inkompetent oder sogar illegitim wahrgenommen
· Gewaltsmonopol kann nicht durchgesetzt werden  Sicherheit nicht garantiert
· Regierung kann nicht auf Verletzung ihrer Autorität reagieren (kaputtes Justizsystem)
· Private Armeen
· Für internationale Sicherheit
· Sprungbrett für transnationaler Terrorismus
· «Spill-over effect» zu benachbarten Staaten
· Kriminelle / rebellische Aktivitäten grenzübergreifend
· Demographischer Druck: «Sending states», welche Menschen «herausdrücken», weil sie nicht für sie sorgen können
· Ökonomische Instabilität
[bookmark: _Toc155022401]2.7.2	Nicht-staatliche Akteure, welche staatliche Souveränität herausfordern
· Viele friedliche nicht-staatliche Akteure: z.B. rotes Kreuz, World Food Organization
 Erbringen Dienstleistungen, welche der Staat nicht kann, z.B. medizinische Versorgung etc.
· Gewisse nicht-staatliche Akteure nutzen Chancen von fragile / failed states, um souveräne Authorität eine Staats herauszufordern
· Regierung unfähig, das Aufkommen solcher Gruppen aufzuhalten
· Arten feindlicher nich-staatlicher Akteure
· Profit-Motivation: Piraten, Drogen-Kartelle
· Politische Motivation: Terroristische Gruppen, Warlords, Separatisten
Profit-Motivation
· Untergraben territoriale Autnomie: Aggieren in Gebieten, welche Staat nicht erreicht
· Untergraben souveräne Autorität: Fechten Gewaltmonopol an (stellen in kontrollierten Gebieten eigene Recht & Ordnung auf)
· Piraten
· Raub und Gewalt auf hoher See
· Oft in
· Gewässern von Ländern mit schwacher Navy
· Ländern, welche keine Kontrolle in «ihrem» Teil der intarnationale Gewässer ausüben
· Zeigt Limiten der staatlichen Mittel, Ordnung und Sicherheit in Gewässern sicherzustellen
· Drogen-Kartelle
· Übernehmen Kontrolle über Gebiete
· Haben Armeen, praktizieren Drogen-Terrorismus
· Fördern Korruption indem sie lukrativere Posten als der Staat anbieten
· Direkte Konfrontation mit staatlichen Sicherheitskräften
· Zivilisten wissen, Regierung kann sie nicht beschützen  Besser, auch nach den Regeln des Kartells zu leben
· Fördert Aufkommen privater Selbstverteidigungs-Organisationen
 erhöht staatliche Fragmentierung
· Bsp.: Pablo escobar: Silver or Lead Law  Entweder Politiker wechseln zu seiner Seite und erhalten Geld («silver») oder sie sterben («lead»)
 Regierung völlig machtlos, die Politiker zu beschützen
 Dem Drogenkartell völlig ausgeliefert
Politische Motive
· Zeigen Unfähigkeit der Strafvollzugsbehörden auf Drohungen zu antworten und Zivilisten zu beschützen
· Fechten Legitimität des Staats an  bieten sich selbst als Ersatz an
· Terrorimus
· Zielen auf Zivilisten / Infrastruktur um den Staat zu politischen Zugeständnissen zu zwingen
· Fordern Souveränität des Staates heraus, idem sie zeigen, dass Zivilisten, Politiker & Infrastruktur nicht beschützt werden können
· Politische Ziele:
· Besatzung widerstehen
· Volksaufstand / politischen Wandel anregen
· Unterstützung für eine Sache mobilisieren
· Warlords
· Lokale Anführer, welche politische Kontrolle über Bevölkerung und Territorium ausüben können ( ähnlich Drogen-Kartell)  beanspruchen, legitimer Herrscher zu sein
· Unterstützung bewaffneter Kräfte
· Externe Unterstützung: Waffen, Logistik, Training (z.B. Nachbarstaaten)
· Separatisten
· Gruppe, welche sich vom existierenden Staat abspalten will
· Starke Anfechtung der politischen Souveränität des Staats: Komplette Abspaltung mit neuer Regierung
· Staat will widerstehen  Krieg

 Fragile & Failed States können kein Recht & Ordnung schaffen im Territorium  Raum für sehr gewaltsame nicht-staatliche Akteure

[bookmark: _Toc155022402]2.7.3	Umgang mit failed States
· Kein globaler Konsens zum Umgang mit nicht-staatlichen Bedrohungen
· Ausnahmen der Nicht-Intervention können erwägt werden wenn ein Staat
· Genozid oder Verbrechen gegen Menschlichkeit verursacht / nicht bekämpfen kann
· Terrorismus unterstützt / ihn nicht kontrollieren kann
· Schritte unternimmt, welche eine klare Bedrohung für globale Sicherheit sind
· Responsibility to protect: R2P
 Wenn ein Staat die Zivilisten nicht vor humanitären Krisen und extremer Gewalt schützen kann: Internationale Gemeinschaft muss eingreifen


[bookmark: _Toc155022403]Herrschaftsformen: Politische Systeme
1.11. [bookmark: _Toc155022404]Der Weg zur liberalen Demokratie
[bookmark: _Toc155022405]3.1.1 Demokratietypen / Definitionsebenen von Demokratie
Minimale Definition: Wahldemokratie
· Mindestens das ist nötig, dass man es eine Demokratie nennen kann
 im Zentrum: Wahlen mit breiter Partizipation
· Basiert auf Prozedur (prozedurale Definition  geht nich um Inhalte sondern wie regiert wird)
 Nicht für das Volk, sondern durch das Volk
· Demokratie als institutionelles Instrument (Prozedur) um politische, kollektive Entscheidungen zu treffen
· Elitäre Definition: basierend auf Wettbewerb zwischen Eliten
· Um Stimmen (Wahlen)
· Mehrheitsprinzip
· Parlament  repräsentative Demokratie
· Bürgerrechte (civil rights)
· Frei konkurrieren (Assoziationsfreiheit)
· Freie Meinungsäusserung (freie Meinungsäusserung, pluralistische Informationsquellen mit Informationsfreiheit)
· Passives Wahlrecht: frei für Ämter gewählt werden können
· Aktives Wahlrecht
· Freie, faire und regelmässige Wahlen
→ Relevanz vor allem für empirische Forschung, da in Praxis erreichbar
Typ 1: Liberale Demokratie (Mills, Locke, Montesquieu, u.a.)
· Kern: «Wahldemokratie»
· Aber Gefahr der «reinen»/direkten Demokratie ( Populismus):
· Fehlende Kompetenz von Wählerinnen ( Institutionen sollen verhindern, dass über demokratischen Weg schlimme Dinge passieren)
· Tyrannei der Mehrheit / Unterdrückung von Minderheiten
· Erosion individueller Freiheiten (durch Wahldemokratie zum Sozialismus)
· Lösungen / Erweiterungen um:
· Parlamentarische Repräsentation (gemäss trustee Modell)  Wahl von überdurchschnittlich intelligenten Eliten, welchen man vertraut  Abwahl bei Vertrauensmissbrauch
· Gewaltenteilung (Checks and Balances: unterschiedl. Repräsentative Institutionen und Regierung können sich gegenseitig in Schach halten)
· Starker Rechtsstaat (Garantie der individuellen Freiheiten)  Schutz der Grundrechte, Limitierung der Macht der Repräsentanten
 «Anspruchsvollere» Definition von Demokratie als minimale Definition
Typ 2: Radikale Demokratie (nach Rousseau)
· Menschen im Naturzustand sind bereit, «Sozialer Vertrag» (contract social) einzugehen:
· Tausch von negativen Rechten (Recht, dass einem nichts schlechtes angetant wird) gegen positive Rechte (Recht auf politische Partizipation)
 negativen Rechte werden durch das Kollektiv neu definiert (und deshalb auch nicht aufgegeben / verletzt)
· Durch diesen Tausch wird man vom Individuum zum Bürger («citoyen»)
· Die Souveränität der Bürgerinnen:
· Unveräusserlich: Nur das Volk kann entscheiden
· Nicht repräsentierbar: Willen der Einzelnen kann nicht vertreten werden
· Unteilbar: alle Bürger haben Allgemeinwohl im Sinn (siehe nächster Punkt)
 Entscheidungen nur durch breiten Konses gefällt, keine (unqualifizierten) Mehrheitsbeschlüsse, keine (klare) Gewaltenteilung
· Absolut: Unbeschränkt und unbeschränkbar (durch Rechtsprechung o.Ä.)
· Allgemeiner Wille (volonté générale):
· Der gemeinsame rationale Willen aller: Menschen müssen fähig sein im Interessen aller zu denken (keine Partikularinteressen)
 führt zu besseren Entscheiden
· Fokus auf gemeinsames Interesse (vs. Wettbewerb der Eliten: Fokus auf individuelle Interessen)
Typ 3: Deliberative Demokratie (nach Habermas)
· Versuch einer Synthese von radikaler und liberaler Demokratietheorie
· Rationale Deliberation als Schlüssel für demokratische Entscheide:
· Argumentierend (Nur das Argument zählt)
· Inklusiv und öffentlich (alle Argumente müssen Zugang zur Diskussion haben)
· Hohe Partizipation
· Frei von Einschränkungen
· Fokus auf rational motivierten Konsens ( keine Partikularinteressen)
· Resultate der Deliberation müssen die Entscheidungen beeinflussen
· Elemente radikaler Demokratietheorie:
· Notwendigkeit die Wählerinnen zu Bürgerinnen (citoyennes) zu machen
( Allgemeinheitsinteressen im Sinn haben)
· Existenz gemeinsamer Interessen und eines gemeinsamen Willens
· Bedeutung von Partizipation
· Wert von Konsensentscheidungen
· Elemente der liberalen Demokratietheorie:
· Individuelle Rechte
· Schutz vor Tyrannei der Mehrheit
· Stärkung der Zivilgesellschaft (gegenüber Staat)

Starke Korrelation zwischen den Demokratietypen: Wenn ein Staat auf einer Skala besser abschneidet tut er dies verhältnismässig auch auf der anderen Skala
· Zentrales Element immer Volkssouveränität  starke Überschneidungen
( Unterschied Demokr. / Autokr. > Unterschied verschiedener Demokr.-typen)
· Demokratieindexe entsprechen Demokratietheorien nur teilweise / Demokratietheorien sind kaum tatsächlich umgesetzt (v.A. radikale / partizipative Demokratie)
[bookmark: _Toc155022406]3.1.2 Repräsentative Demokratie
· Repräsentative Demokratie und liberale Demokratie: starker Zusammenghang (fast Synonyme)
· Gründe für demokratische Repräsentation
· Praktikabilität
· Besseres System
· Demokratischer Elitismus
· Spezialisierung (Kompetenz) / Arbeitsteilung (Zeit)
· Rechenschaft (Verantwortlichkeit)
· Debatte, Deliberation («Parlament»)
· Repräsentationsbegriffe (Pitkin):
· Symbolische Repräsentation: Assoziation, affektive Identifikation
· Wenn Politiker im Parlament eine Rede hält ist der Akt davon symbolische Repräsentation (es geht nicht darum wer die Rede hält oder was der Inhalt ist, es geht um den Akt selbst)
· Bsp. Queen hat bei Brexit EU-Farben getragen
· Deskriptive Repräsentation: Soziodemographische Zusammensetzung der gesellschaft wiederspiegeln (z.B. Alter, Geschlecht)
· Substantielle Repräsentation: Vertretung der Interessen / Werte der Gesellschaft, 2 Arten:
· Delegate: Reaktion auf Präferenzen des Volks («responsiveness»): Vertreter entscheidet so, wie das Volk es will (imperatives Mandat)
· Trustee: „Richtige“ Entscheidungen im Interesse des Volks (auch gegen dessen Wille) aus Verantwortlichkeit («responsibility»)
· Beide: «Accountability»: Sanktionierung durch Abwahl
[bookmark: _Toc155022407]3.1.3 Entstehung der repräsentativen Demokratie
· Schwellen der Demokratisierung (Rokkan):
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 Regierung muss durch Parlament abgewählt werden können ( CH: nicht ganz, BR auf 4 Jahre gewählt)

· Pfade der Demokratisierung (Dahl):
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· Ausweitung der Wählerschaft (Dimension der Inklusion) im Verlaufe der Zeit:
· 19. Jhd: Männer aus Oberschicht (ausgeschlossen: Frauen, Arme (Zensuswahlrecht), Ungebildete (Kapazitätswahlrecht), Unzurechnungsfähige, Verurteilte, Auswanderer, Ausländer, Grenzgänger)
· Heute: ausgeschlossen: Grenzgänger (je nach Land: Unzurechnungsfähige, Verurteilte, Auswanderer, Ausländer)
 historische Tendenz zur Ausweitung des "Demos"
1.12. [bookmark: _Toc155022408]Demokratisierung
Drei Wellen der Demokratisierung:
· Erste Welle, 1828-1926: Nordamerika, Westeuropa
 Rückschlag: 1922-42
· Zweite Welle, 1943-62: Europa, Japan, Lateinamerika, Afrika
 Rückschlag: 1958-75
· Dritte Welle, 1974- : Südeuropa, Lateinamerika, Afrika, Asien, Osteuropa
 Rückschlag: nicht wirklich, aber viele Länder bleiben auf Weg zu liberalen Demokratie stecken (z.B. Präsident nicht von starkem Parlament kontrolliert  macht was er will)
· Ab 1993: 3. Welle der Autokratisierung  parallel zu Demokratisierung

Internationale Faktoren
· Kalter krieg
· Globale Hegemonie der Demokratie nach 1991 (oft jedoch nur «demokratische Fassade»)
· Heute: Einflussregion der Grossmächte (westlich; russisch / chinesisch)

[bookmark: _Toc155022409]3.2.1 Die drei grossen Ansätze der Demokratisierung
[bookmark: _Klassische_Modernisierungstheorie:]Klassische Modernisierungstheorie:
· Kulturalismus
· Indikatoren: Wohlstand, Industrialisierung, Urbanisierung, Bildung
· Mechanismen
· Neue pro-demokratische soziale Gruppen entstehen, v.a. die Mittelschicht (sicher, ungefährdet; gemässigt)
· Lesefähigkeit, Bildung: Mündige Bürger*innen
· Höherer Lebensstandard
 Ideologische Mässigung
· 2 Ansätze:
· Seymour Martin Lipset
· Individueller Wohlstand geht mit ideologischer Mässigung einher
 Wertewandel  macht Demokratie möglich
· Christian Welzel und Ronald Ingelhart (neue Modernisierungstheorie)
· Individueller Wohlstand  existenzielle Sicherheit  Menschen können sich nun auch Sorgen um nicht-materielle Güter machen
 Demokratie erstrebenswert
· Empirisch (Welzel & Inglehart) Vgl. Länder:
· Starker Zusammenhang zwischen hohen individuellen Ressourcen (Wohlstand Bildung etc.) und Werten zur Selbstbestimmung
· Starker Zusammenhang zwischen hohen Werten zur Selbstbestimmung und Grad an Demokratie
· Kosten der Repression vs. Kosten der Toleration
[image: Ein Bild, das Text, Reihe, Diagramm, Schrift enthält.
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· Fokus auf Kosten der Toleration (Wie radikal sind die Forderungen, wieviel der Macht müssen die Machthabenden abgeben)
· Vernachlässigt Kosten der Repression (Wie stark fordern die Unterdrückten das Mitspracherecht)
· Probleme
· Modernisierung und Wertewandel geben nur allgemeine Richtung vor
 enorme Länderunterschiede können schlecht erklärt werden
· Konfliktfreies Bild der Demokratisierung entspricht (oft) nicht der Realität (Ausnahme z.B. Schweiz)  viele nicht konfliktfreie Wege zur Demokratie schwierig zu erklären
· Wie kommt es überhaupt zur Demokratisierung: Wieso fühlen sich die Machthabenden überhaupt genötigt, andere Gruppen mitsprechen zu lassen?  vernachlässigt Kosten der Repression
· Schlechte Erklärung für Autokratisierung / Rückschläge (z.B. Chile: Demokratie 1970; Putsch 1973)
[bookmark: _Strukturalistischer_Ansatz_(Ruesche]Strukturalistischer Ansatz (Rueschemeyer et al.)
· Grundgedanke:
· Demokratie schafft Gewinnerinnen (Bisher ausgeschlossene bekommen Mitspracherecht) und Verliererinnen (Eliten müssen Macht teilen)
· Entscheidend:
· Welche soziale Gruppen gewinnen und welche verlieren
· Wie gut sind diese Gruppen organisiert
· Anknüpfung an Moore:
[image: Ein Bild, das Text, Reihe, Diagramm, Screenshot enthält.
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· Moore:
· Bourgeoisie (Unternehmerinnen, neuer Wohlstand) als treibende Kraft der Demokratisierung
· Kompetitive Oligarchie mit ökonomischem & politischem Liberalismus (aber ohne Wahlrecht der Armen, Ungebildeten) führt dann automatisch zu Demokratie
· Die stärksten Gegner der Demokratie sind die Landbesitzer
 Fokus eher auf Liberalismus (weg von geschlossener Hegemonie)
· Rueschemeyer et al.: Liberalismus führt nicht zur vollen Demokratie
· Volle Dem. erst erreicht durch die Mobilisierung der Arbeiterklasse
· Alleine zu schwach: Allianz mit der Mittelklasse
· Stärksten Gegnerinnen: weiterhin die Landbesitzerinnen
 Fokus mehr auf Ausweitung des Wahlrechts etc.
·  andere Akteure sind relevant je nachdem welchen Schritt der Demokratisierung man anschaut
· Kern des Strukturalismus: ökonomische Interessen sind wichtiger als Demokratie
 ABER: Industrialisierung stärkt die pro-demokratischen Kräfte (v.A. Arbeiterklasse)
· Was sagt die Modernisierungstheorie dazu?
· Wenn Forderungen der unteren Klassen moderat sind, willigen Eliten ein
· Eliten unterlaufen ebenfalls Wertewandel
· Kosten der Repression vs. Kosten der Tolerierung
[image: Ein Bild, das Text, Reihe, Diagramm, Schrift enthält.
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· Druck von unten ( Kosten der Repression) zentral (z.B. hoch, wenn gestreikt, Fabriken gestürmt, Parlament besetzt wird etc.)
· Kosten der Tolerierung: variabel, (aber auch entscheidend, (sollte das allgemeine Wahlrecht eingeführt werden)), abhängig von:
· Typus der Landwirtschaft (z.B. Grossgrundbesitzer  auf viele Arbeitskräfte angewiesen  Demokratisierung schwierig)
· Stärke der konservativen Partei (wenn Rechte stark vertreten ist  interessen der Eliten besser gschützt)
 Verbindung zu historischem Institutionalismus: historische Entwicklung der Stärke der Partei (hier: Partei als Institution)
· Demokratie als Resultat eines fragilen Machtgleichgewichts verschiedener Klassen
· Vlt. Nomal aaluege: Anwendung Chile

Zusammenfassend:
· Machtgleichgewichte zwischen sozialen Gruppen
· Institutionen, die soziale Gruppen repräsentieren (Parteien)  oft historisch bedingt
 historischer Institutionalismus
· Erklärungen, die verworfen werden
· Demokratische Überzeugungen ( Kulturalismus)
· Mittelklasse war / ist wichtigste pro-demokratische Kraft ( Modernis.-Th)
· Die Rolle von Persönlichkeiten / Leaderinnen ( akteurszentrierter Ansatz)
 Schwäche

[bookmark: _Akteurszentrierter_Ansatz_(Transiti]Akteurszentrierter Ansatz (Transitionsansatz)
· Kritik an modernisierungstheoretischen und strukturalistischen Ansätzen
· Fokus auf sehr langfristige Prozesse
· Teilweise deterministisch
· Akteurinnen kommen kaum vor
· 1970er: Risse in autoritären Regimen in Südeuropa und Lateinamerika werden sichtbar
· Transitions-Projekt zur Unterstützung dieses Prozesses 
 “Handlungsanleitung für Demokratisiererinnen”
 Akteurszentrierte Logik
· Prämissen:
· Demokratie als Kompromiss: für alle die zweitbeste Lösung
· Strukturelle & ökon. Voraussetzungen für neue Demokratien häufig schlecht
· Transitionsprozess:
· Abwendung eines Teils des Machtapparates, will den Leuten Mitspracherecht geben  Öffnung des autoritären Regimes  Prozess in Gang gesetzt
· Stärken des Ansatzes
· Hilft Prozesse zu verstehen, während sie ablaufen  Anwendung in Forschung zu Autokratisierung
· Schwächen des Ansatzes
· Erklärt nicht, ob eine Demokratie stabil wird oder nicht
· Erklärt nicht, woher die grossen Unterschiede in der Qualität der Demokratie kommen ( Rückkehr zu anderen zwei Ansätzen in Demokratieforschung)
Die drei Ansätze im Vergleich
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1.13. [bookmark: _Toc155022410]Autokratisierung und autoritäre Regime
Was ist Autokratisierung?
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift enthält.
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Autoritäre Regime
· Bis zur “1. Welle der Demokratisierung” im 19. Jahrhundert die dominante Herrschaftsform
· Begriffe: Monarchien, Hegemonien (geschlossen oder offen), kompetitive Oligarchien 
· Übergänge von der Demokratie zur Autokratie:
· Putsche
· Schleichende „Erosion“ der Demokratie
[bookmark: _Toc155022411]3.3.1 Pfade zu autokratischen Systemen
Putsche / Staatsstreiche:
· Modernisierungstheorie: Keine gute Erklärung (Werte ändern sich nicht an 1 Tag)
· Strukturalistischer Ansatz: Machtgleichgewicht zwischen pro-demokratischen und anti-demokratischen Kräften kann delikat sein
· Akteurszentrierte Erklärung (beste Erklärung): Regimepräferenz für Demokratie zentraler Akteurinnen
· Radikale Forderungen mit Demokratie nicht umsetzbar, Radikale haben höhere Bereitschaft auf Demokratie zu verzichten, um ihre Ziele umzusetzen
·  Erosion der Regimepräferenz für Demokratie  Staatsstreich
Erosion der Demokratie
· Aus kompetitiven Wahlen herovorgegangene Eliten schränken Oppositionsrechte ein
· Gefahr der Verbreitung antidemokratischer Gedanken durch diese Eliten
· Bsp. Venezuela: Begandigung von Chàvez durch die etablierten Parteien nach Putschversuch  signalisiert, dass antidemokratisches Vorgehen akzeptabel ist
· Aktuelle Besipiele V-Dem:
· Polen, Brasilien (elektorale Demokratien): Angriffe auf Justiz
· Ungarn, Serbien (elektorale Autokratien): eingeschränkte Oppositionsrechte und Medienfreiheit, tw unterdrückte Zivilgesellschaft
· Türkei (elektorale Autokratie): Starke Unterdrückung d. Oppositionsgruppen
· Heute (nach dritter Welle ab 1994): Hauptweg zur Autokratie
[bookmark: _Toc155022412]3.3.2 Von der Embedded Democracy zum Totalitären Regime
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(nur obere Ebene relevant)
Embedded / Defekte Demokratie
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Reihe, Diagramm enthält.
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· Damit Wahl Bedeutung / Legitimation hat muss sie eingebettet sein in
· Politische Freiheiten: Konkurrierende Parteien, Meinungsfreiheit, Presse
· Bürgerliche Rechte: Schutz für Minderheiten, Schutz vor Willkür der Behörden / Polizei
· Horizontale Verantw.: Gewaltenteilung
· Defekte Demokratien haben dort irgendwo ein Problem, meistens bei:
· D Horizontale Verantwortlichkeit funktioniert nicht wirklich (Illiberale / delegative Dem.)
· Illiberale: Gerichte sind nicht mehr frei, Exekutive greift in Judikative ein, z.B. Supreme Court wird grösser gemacht  Mehrheit hergestellt
· Delegative: Deffekt bei Legislative: Präsident wird zwar gewählt, aber kann einfach durchregieren, Macht von Parlament stark eingeschränkt
Weg zur Autokratie
· Erosion der Demokratie:
· Beginnt oft mit Konflikten zwischen den Gewalten (Illiberale / delegative Dem.)
· Populisten denken, sie haben Mandat vom Volk bekommen, das umsetzen dürfen  sehen Widerstand (z.B. vom Parlament) als antidemokratisch an
 Setzen Mandat auch gegen den Widerstand durch  In Richtung Illiberale / delegative Dem.
· Defekte Demokratie als erster Schritt auf dem Weg zur Autokratie
· Totalitäres Regime (nicht viele): alles durchdringende Ideologie, die keine Opposition zulässt (z.B. Faschismus)
· Alles andere: autoritäres Regime
Kompetitiv-autoritätres Regime (Levitsky und Way)
· An der Grenze von Demokratie zu Autokratie:
Full (Embedded) Democracy  Defect Democracy  kompetitiv-autotiräres Regime  full-scale authoritarian regime
· Regime, die Namen «Demokratie» nicht verdient haben, da sie fundamentale demokratische Prinzipien verletzen
· Wahlregime funktioniert immer noch
· Problem bei horizontaler Verantwortlichkeit und
· «Uneven Playing field»: «Regierung spielt bergab, Opposition spielt bergauf»
· Stark eingeschränkt im Quadranten der «politischen Freiheiten»:
· Ungleicher Zugang zu Ressourcen
· Ungleicher Zugang zu den Medien
· Ungleicher Zugang zu Gerichten und Wahlbehörden
· Geht über den normalen Amtsbonus (incumbency advantage) hinaus
· Missbrauch staatlicher Institutionen für Parteizwecke
· ABER: Opposition kann immernoch gewinnen!, keine Wahlfälschung

[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Diagramm, Rechteck enthält.
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Weiterentwicklung kompetitiv-autoritärer Regime
· Inhärent instabil, Möglichkeit, dass Regierung verliert
· Möglichkeiten der Weiterentwicklung:
· Gleicher Regimetypus, aber Wechsel in Führungsspitze
· Abgleiten in volle Autokratie (Russland, Venezuela)
· Öffnung zu Demokratie (Mexiko, Ukraine, Ghana)
 von Levitsky & Way strukturalistisch erklärt
[bookmark: _Toc155022413]Demokratische Institutionen
1.14. [bookmark: _Toc155022414]Einführung in demokratische Institutionen
[bookmark: _Toc155022415]4.1.1 Ansichten von Demokratie
Konzeptualisierungen der Demokratie
· Minimalistische Konzeptualisierungen
· Konzentration auf freie und faire, wettbewerbsorientierte Wahlen (Wahldemokratie)
· Andere Dinge können wichtig sein, sind aber schwer zu messen 
· Maximalistische Konzeptualisierungen
· andere Überlegungen (liberale Demokratie), zB Rechte, Vertretung, politische Ergebnisse sind ebenso wichtig
· Andere Facetten der Demokratie sind nicht zu vernachlässigen, auch wenn sie schwieriger zu messen sind!

“The fundemental equation of politics”
· Präferenzen x Institutionen = Ergebnisse

Demokratien unterscheiden sich in
· Präferenzen - Ansichten, Meinungen der Bürger 
· Institutionen - die Art der politischen Institutionen, die uns dazu veranlassen, sie als demokratisch anzusehen
· Ergebnisse - die Fähigkeit dieser Institutionen, die Bürgerinnen in der Politik und anderweitig zu vertreten
· Substanzielle Vertretung - Vertretung der politischen Ansichten der Wählerinnen
· Deskriptive Repräsentation - Wiederspiegelung der demografischen Zusammensetzung der Gesellschaft
[bookmark: _Toc155022416]4.1.2 Demokratische Institutionen und Verfassungen
Verfassungen definieren (u.A.)
· Ketten von Delegation (z.B. Bürger  Regierung, Regierung  Bürokratie)
· «Zweige» der Regierung (Exekutive, Legislative, Judikative)
· Ebenen der Regierung und die Bez. Zwischen ihnen (Föderalismus)

Verfassungen
· reichen von praktisch nicht vorhanden (Vereinigtes Königreich) bis zu einer komplexen Reihe von integrierten Verträgen (EU)
· sind unterschiedlich offen durch die politischen Akteurinnen zu interpretieren
· können unterschiedlich leicht geändert werden (z.B. USA sehr schwer zu ändern, Neuseeland sehr leicht (nur Mehrheit in Legislative nötig)
[bookmark: _Toc155022417]4.1.3 Verfassungen und Demokratische Delegation
Demokratische Delegation von Autorität
· Die Auftraggeberin (Prinzpal) stellt eine Beauftragte (Agent) ein, aber...
· Agentin kann andere Ziele haben
· Informationsvorsprung haben
· Die Beauftragte kann sich drücken
· Die Überwachung durch die Auftraggeberin ist unerlässlich (und kostspielig)
·  Warum sollten Befugnisse an eine Vertreterin delegiert werden?
· Unzureichende Zeit
· Unzureichende Informationen / Fähigkeiten / Kompetenz

Unterschiedliche Ketten von Delegation
· Präsidentialismus: 2 Ketten
[image: Ein Bild, das Reihe, Text, Schrift, Screenshot enthält.
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· Kongress schlägt Gesetz vor, Präsident hat Veto
· Möglich, dass Präsident und Mehrheit vom Kongress nicht von der gleichen Partei sind  Kann zu Stillstand führen (dafür «Checks and Balances»)
· Parlamentarismus: 1 Kette
[image: ]
· Regierung schlägt Gesetz vor, Parlament stimmt darüber ab
· Oft Regierung und Mehrheit im Parlament von gleicher Partei

Macht, die Agenda zu beeinflussen:
· Formal durch Verfassung ( Exekutive und Legislative)
· Non-formal: z.B. Presse kann versuchen Themen auf die Agenda des Kongress zu setzen (z.B. USA: Times: Mass shootings)

[bookmark: _Toc155022418]4.1.4 Verfassungen und Regierungszweige
Verfassungen definieren die Art der Regierungszweige:
· Exekutive
· Entwurf der politischen Plattform und Festlegung der politischen Ziele
· Kontrolliert sie die legislative/parlamentarische Agenda?
· Überwacht sie die Umsetzung der Politik durch die Bürokratie?
·  Weitere Delegationsketten
· Wem gegenüber ist die Bürokratie verantwortlich? Der Regierung oder der Regierung und der Legislative?
· Einzelperson (USA) oder Kabinett mit geteilten Zuständigkeiten (UK)
· Legislative
· 2 oder 1 Kammer
· Repräsentierung von Staaten in föderalen Systemen
· Effizienz der Gesetzgebung
· Kontrolle und Expertise
· Judikative
· Entscheidet über Streitigkeiten zwischen
· Zweigen der Regierung
· Bürgerinnen und der Regierung
· Regierungsebenen (falls föderal)
· Bestimmt (manchmal) Verfassungsmässigkeit von Gesetzen
[bookmark: _Toc155022419]4.1.5 Verfassungen und Ebenen der Regierung
Verfassungen regeln Beziehung zw. tieferen Ebenen und nationalen Ebenen der Regierung

Föderales Land:
· Mind. 2 Ebenen von Regierung
· Jede Ebene hat eine Fläche in welches sie autonom ist
· Verfassung garantiert Autonomie aller Ebenen der Regierung

Erklärungen für Föderalismus
· Ideel: Ideologie dezentralistischer Ideen
· Kulturell-historisch: in kulturell / ethnischen fragmentierten Gesellschaften
 grössere Wahrsch. für Föderalismus
· Sozialer Vertrag: Kompromiss zwischen Zentrum und Peripherie
· Infrastruktur: Untereinheiten von potenziell föderalen Systemen haben bereits hoch entwickelte Infrastrukturen

Pro Föderalismus
· Subsidiarität: Regierung nahe bei der Bevölkerung
· Kontrolle der zentralen Regierung
· Effizienz durch Kompetition
· Bsp. Schweizer Politik: unterschiedl. Lösungsansätze zu Drogenproblem  beste Lösung setzt sich auch in anderen kantonen / national durch

Contra Föderalismus
· Koordinationsproblem (unterschiedl. Regulatorische Standards)
· «Race to bottom»: Bsp. Gegenseitige Unterbietung von Steuervorteilen der Städte, um Hauptquartier von Amazon zu locken  Am Ende ha praktisch nur Jeff Bezos profitiert  Ausnutzung des Wettbewerbs durch mächtige Akteure
1.15. [bookmark: _Toc155022420]Wahlsysteme
[bookmark: _Toc155022421]4.2.1 Übersicht Wahlsysteme
Majorzwahl
· Reiner Majorz: relatives Mehr: Kandidatin mit meisten Stimmen gewinnt 
· Variation: absolutes Mehr
· Stärkste Partei auf Kosten von kleineren Parteien bevorteilt
· Meist Einerwahlkreise
· Verschiedene Versionen:
 
Einerwahlkreis mit einfacher Mehrheit (SMDP)
· Kandidatin mit höchster Stimmzahl gewinnt (bsp 21%)
· Klarer Link zwischen Parlamentarierin und Wahlkreis (Constituency Office)
· Potentiell stark verzerrte nationale Wahlergebnisse (bsp. A 36%, B 35%, C 29% in jedem der 10 Wahlkreise eines Landes  Im Landesparlament 10 mal Partei A)
· Bsp: Vereinigtes Königreich und ehemalige Kolonien (Kanada, Indien, Nepal)

Zweirundensystem
· Falls in erster Runde kein absolutes Mehr erreicht wurde  zweiter Wahlgang mit relativem Mehr z.B. Schweizer Ständerat
· Variante: Schwelle, um in zweite Runde zu kommen (Frankreich: 12.5%)
· "Freiwilliges" Ausscheiden von Kandidatinnen (zB Ständeratswahlen Zürich 2023)
· Vorteile zu SMDP:
· Ehrlicheres Wählen (weniger strategisch)
· Keine "verschwendeten" Stimmen (Signalwirkung, wer sich zurückziehen soll)
· Bsp: Frankreich

Präferenzstimme
· Präferenz der Kandidatinnen wird angegeben (Rangfolge)
· Wenn absolutes Mehr nicht erreicht  wird schlechteste Kandidatin gestrichen und Stimmen der «2. Priorität» verteilt  Wiederholung bis absolutes Mehr erreicht 
· Gar keine "verschwendeten" Stimmen
· Bsp: Australien
Proporzwahl
· Mehrere Kandidatinnen pro Wahlkreis
· Sitze proportional auf Parteien verteilt
· Abgrenzung zu Majorz: Mehrere Sitze pro Distrikt, für jeden Sitz werden Stimmengrenzwerte berechnet (quota oder divisor)
· Bedingt Parteien, da Listen generiert werden
· Kleinere Parteien im Parlament
· Tw. Sperrklauseln (z.B. Mindestanteil 5 %)
 verhindern Zersplitterung (Kompromisse schwieriger)
· Verteilung der Sitze
· Quota  nötige Stimmenanzahl für einen Sitz: 
· Vd = gültige Stimmen im Distrikt; Md = Distriktmagnitude; n = 0, 1, 2, ... je nach Berechnungmodell
· Berechnung für Vergebung der restlichen Sitze:
· Hare und grösster Rest
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Quittung, Schrift enthält.
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Problem: «Proporzglück» (z.B. GLP 2023: -0.24% aber - 6 Sitze)
· Hare und grösster Durchschnitt
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift, Zahl enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Divisor statt Quota
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Stimmen aller Parteien werden durch 1,2,3,4,5 geteilt  Sitze werden der Reihe nach der grössten Zahl in der ganzen Tabelle zugeteilt
· Doppelter Pukelsheim
· Zuerst Zuteilung auf Parteistärke
· Dann durch Computerprogramm berechnet, welcher Wahlkreis (WK) wieviele Personen von welcher Partei stellen soll
 Bsp. WK 1 stellt 2 Personen aus Partei A und 2 aus Partei B
 Person A1: 5000 Stimmen, Person A2: 4000 Stimmen, Person B1: 3000 Stimmen, Person B2: 2000 Stimmen  A1 und B1 gwählt, obwohl A2 mehr Stimmen hat als B1
·  sorgt für faire Vertretung im Parlament nach Parteien und WK

Listensystem
· Distriktmagnitude: je mehr Sitze vergeben werden, desto proportionaler kann das Resultat ausfallen. Insbesondere wichtig für kleinere Parteien
· Sperrklauseln: PR Systeme haben oft Mindesthürden, um Parteizersplitterung zu verhindern
· Listentypen: Offene (Listen können angepasst werden) vs geschlossene Listen

Single Transferable Vote
· Proporz ohne Parteilisten
· Ähnlich wie Präferenzstimme: Bürgerinnen geben Reihenfolge an (mind. eine Kandidatin)
· Kandidatin, die mit Stimmen über Quota kommt, erhält einen Sitz. Wenn kein Sitz vergeben werden kann, werden schwache Kandidatinnen gestrichen und ihre Stimmen umverteilt
· Bsp: Irland
Mischformen
· Bsp. Deutscher Bundestag
· Hälfte der Sitze im Majorz
· Andere Hälfte im Proporz
 man will Vorteile von Majorz und Proporz kombinieren
[bookmark: _Toc155022422]4.2.2 Effekte von Wahlsystemen
· Mechanische Effekte: Schwierigkeit für kleine Parteien im Majorz, da hohe Hürde um Sitz zu erlangen: man muss mehr Stimmen erreichen als alle anderen  nicht mehr als zwei Kandidaten mit realistischen Chancen
· Strategischer / psychologischer Effekt (existiert, weil Wähler mechanischen kennen):
[image: Ein Bild, das Text, Schrift, Screenshot, weiß enthält.
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· Duverger’s Law
· Relatives / absolutes Mehr reduziert Anzahl Parteien
· Gründe:
· Idee gilt auf Distrikt-Ebene: Dort haben nur zwei Parteien realistische Chance zu gewinnen, diese beiden Parteien müssen jedoch nicht im ganzen Land die gleichen sein (z.B. UK)
· Direkte Konsequenzen
· Proporz (v.A. höhere Magnitude)  proportionalere Verteilung
· Indirekte Konsequenzen
· Winner-Loser Gap ist kleiner im Proporz: kleinere Unzufriedenheit der Wahlverlierer über System
[bookmark: _Toc155022423]4.2.3 Historische Entwicklung
Nationalstaaten im 19. Jhd: Majorzsystem

Stein Rokkan:
· Ende 19. Jahrhundert: Ausdehnung aktives Wahlrecht
· Industrialisierung: Erhöhte Unterstützung für Sozialistinnen/Sozialdemokratinnen
· Etablierte Parteien (Liberale / Konservative) fürchten Verluste bei zukünftigen Wahlen  PR als Schutz ihrer Machtposition

Schweiz
· Drei Initiativen für die Einführung von PR für NR (1900, 1910, 1918)
· Erste PR Wahlen in 1919: Starke Gewinne für SP & BGB, Verluste für FDP
· Auf kantonaler Ebene: Tessin (1892, erste Wahl 1895)
· Bis heute sind Fragen zum Wahlrecht politisch virulent (seit 2013 BG-Entscheide gegen Wahlrecht in UR, SZ, ZG und NW)
1.16. [bookmark: _Toc155022424]Typologien demokratischer Regime
[bookmark: _Toc155022425]4.3.1 Unterscheidungstyp 1: Delegationsketten
Parlamentarische Systeme
· Regierung durch Parlament geformt  Regierungschef braucht Mehrheit im Parlament
· Staatschef ( Regierungschef)
· V.A. zeremonielle, repräsentative Funktion
· Kleine (und in der verfassung klar definierte) politische Rolle (z.B. Regierungschef braucht seine Einwilligung, um Parlament aufzulösen)
· In Monarchien (z.B. UK): erblicher Monarch
· In Republiken (z.B. DL): Präsident (indirekt durch Parlament gewählt)
· Regierung ggü. Parlament verantwortlich und umgekehrt
· Regierung braucht Vertrauen des Parlaments
· Parlament kann die Regierung ohne Grund absetzen (Misstrauensvotum)
· Regierung/PM kann (manchmal) das Parlament auflösen
· Regierung kann eine Vertrauensabstimmung beantragen
· Die Regierung bestimmt Tagesordnung (in unterschiedlichem Maße)
· Kein direkt gewähltes Staatsoberhaupt (das die Exekutive auflösen kann)
· Macht der Regierung
· Regierung kann Vertrauensvotum beantragen
· Parlament kann Misstrauensvotum abhalten
· Verliert Regierung Vertrauensabstimmung  muss zurücktreten & neue Regierung bilden
· Wenn keine neue Regierung eine Mehrheit findet, können Neuwahlen angesetzt werden
· In einigen Systemen kann PM das Parlament auflösen & Neuwahlen ausrufen
· Pros & Cons
· Pros
· Klare Delegationskette
· Keine festen Amtszeiten ( flexible Anpassung an neue Mehrheiten)
· PM muss Entscheidungen in Zusammenarbeit mit anderen treffen
· Cons
· Unklare oder schwer nachvollziehbare Wahlresultate
· Keine festen Laufzeiten ( höhere Instabilität, kurze Amtszeiten)
· Manchmal unklar, wer verantwortlich gemacht werden kann (da mehrere Parteien in Regierung  welche ist verantwortlich?
Präsidentielle Systeme
· Machttrennung
· Legislative und Exekutive werden getrennt gewählt
· Unabhängig voneinandern: Regierung kann Parlament nicht auflösen, Parlament kann Präsidenten nicht abwählen
· Legislative bestimmt Tagesordnung (in unterschiedlichem Maße)
· Pros & Cons
· Pros
· Klare, leicht verständliche Wahlausgänge
· Eine Person hat "das Sagen" (man weiss wer verantwortlich ist)
· Feste Amtszeiten
· Cons
· Feste Amtszeiten
· Zwei Delegationsketten  unklar, wer "Legitimität" beanspruchen kann
· Eine Person an der Spitze
· Anfälliger für Störungen
· Linz: Kausaler Zusammenhang zwischen Parlamentarismus und hoher demokratischer Überlebensrate
· Horowitz: Andere Variablen im Spiel (z.B. militärisches Erbe, Wohlstand)
Semi-Präsidentielles System
· Geteilte Exekutive:
· Sowohl vom Parlament gewählte Regierung als auch vom Volk gewählte Präsidentin
· Präsident teilt sich Verantwortung mit PM
· Präsident: Staatschef, oft Hauptverantwortung für Aussenpolitik
· Bsp. FR: Präsident kann
· Regierung (PM / Minister) ernennen  Einschränkung der Macht des Präsidenten durch Koexistenz von Präs. & PM
· Nationalversammlung auflösen (Aber Regierung ist ggü. Parlament verantwortlich)
[bookmark: _Toc155022426]4.3.2 Unterscheidungstyp 2: Mehrheits- vs. Konsensdemokratie (Arend Lijphart)
Wie viel Einigkeit muss herrschen, um Politik zu ändern?
· Mehrheitsdemokratie: einfache Mehrheit
· Konsensdemokratie: breiter gesellschaftlicher Konsens erforderlich
Mehrheitsdemokratie
· Institutionen
· Wahlinstitutionen  Einparteienregierungen 
· Zweiparteiensystem
· Einkammersystem der Legislative
· Einheitsstaat (nicht föderal)
· Wenige Kontrollen der regierenden Partei
· Mehrheit hat das Sagen
· Pros
· Klare, leicht zu verstehende Ergebnisse
· Schnelle Reaktionsfähigkeit
· Cons
· Minderheit muss bis zur nächsten Wahl warten
· Repräsentation
Konsensdemokratie
· Institutionen
· Wahlinstitutionen: proportional  keine einzelne Gewinnerin
· Mehrparteiensystem
· (Starke) Zwei-Kammer-Legislative
· Koalitionsregierungen
· Konsens zum Regieren erforderlich
· Pros
· Notwendigkeit, Lösungen zu finden, die für unterschiedliche Gruppen akzeptabel sind
· Mehr Bürgerinnen haben ein Interesse an der Regierung
· Cons
· Es ist schwierig, Veränderungen zu bewirken
· Unklar, wie Wahlen zu Veränderungen führen
[bookmark: _Toc155022427]4.3.3 Unterscheidungstyp 3: Veto-Spieler (Tsebelis)
· Die Theorie konzentriert sich auf die Fähigkeit des Systems, politische Veränderungen zu bewirken
· Vetospieler = Akteur (einzeln oder kollektiv), dessen Zustimmung zur Änderung der Politik erforderlich ist
· Wie viele politische Akteurinnen können politische Veränderungen zu blockieren?
· Institutionelle Akteurinnen (z. B. gesetzgebende Kammern, Präsidentin)
· Parteipolitische Akteurinnen (Parteien in einer Regierungskoalition)
· Wie groß ist die ideologische Distanz zwischen ihnen?
 Mehr Veto-Akteurinnen mit größerer ideologischer Distanz  mehr politische («policy») Stabilität (= schwieriger, etwas zu erreichen)
 Die Schweiz hat eine hohe Politikstabilität
· Ansatz überschneidet sich mit anderen Kategorisierungen
[image: Ein Bild, das Text, Diagramm, Reihe, Kreis enthält.
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· USA / Italien: hoches Veto-Potential
· USA: 2 Kammern, Präsident
· IT: Viele Parteien
· UK / Griechenland: tiefes Veto-Potential
· UK: 2 Kammern (aber House of Lords kaum Veto-Rechte)
· GL: 1 Kammer, 1 Partei regiert
1.17. [bookmark: _Toc155022428]Repräsentative und direkte Demokratie
[bookmark: _Toc155022429]4.4.1 Die Rolle der Repräsentantinnen
· Repräsentative Demokratie bedeutet Delegation
· Das Delegationsmodell
· Repräsentantinnen sind Vertreterinnen der Bürgerinnen, von denen erwartet wird, dass sie den "Willen des Volkes" umsetzen
· Geht davon aus, dass ein "Volkswille" existiert und die Repräsentanten diesen kennen
· Vertrauensmodell
· Vertreterinnen werden gewählt, um Entscheidungen zu treffen, die ihrer Ansicht nach im besten Interesse des Landes/Wahlkreises/Gesamtinteresses liegen
· Geht davon aus, dass es ein "höheres Wohl" gibt
· Evt. Akzeptanz grösser bei hoher deskriptiver Vertretung
[bookmark: _Toc155022430]4.4.2 Arten der Vertretung:
Substanzielle policy Vertretung
· Kongruenz
· Wie stark stimmt die Meinung der Wähler mit der Meinung der Partei überein (hohe Kongruenz  Partei reflektiert genau die Meinung des diurchschnittlichen Wählers)
· Reaktionsfähigkeit («responsiveness»)
· Partei regaiert auf Veränderungen der Bedürfnisse / Meinungen der Wähler:
 Wenn durchschnittlicher Wähler von Partei B nach links rutsch, muss auch Partei B (Und so auch Koalitionen mit Partei B) nach links rutschen
· Messen von Kongruenz und Reaktionsfähigkeit
· Präferenzen von Wählern kennen
· Jedoch: viele Wählerinnen haben keine stabilen politischen Positionen / Präferenzen
· Angemessene Aggregierung
· Ideologischer Inhalt der Politik der Vertreterinnen kennen
· Jedoch: Schwierig, den ideologischen Inhalt der Politik zu messen
· Vergleich mit der Position der Wählerinnen schwierig
Deskriptive Vertretung
· Reflektiert Vertretung soziodemografische Merkmale der Wählerschaft
· Kann Informationen über inhaltliche Repräsentation liefern: Bsp.: Können Männer die Interessen der Frauen gleich gut vertreten wie die Frauen?
Symbolische Repräsentation 
· Interessen, Werte
· Nicht-politische Handlungen, die die Wähler wissen lassen, dass Politiker an sie denken
 Sowohl symbolische als auch deskriptive Repräsentation können Informationen über die inhaltliche Repräsentation liefern.
[bookmark: _Toc155022431]4.4.3 Institutionen...
... und Wähler
· Hinweise, dass Art der demokratischen Institutionen eine Rolle spielt
· Regierungen in Konsensdemokratien decken häufiger die politische Mitte ab
· Gewisse Wahlregeln förderlicher für Wahl von Frauen und Minderheiten
· Höhere deskriptive Repräsentation  mehr Beteiligung & Vertrauen in Demokratie bei unterrepräsentierten Gruppen
· Gewisse Wahlinstitutionen machen deskriptive Repräsentation sichtbarer als andere
...und Repräsentation
· Proportionale Systeme  bessere inhaltliche Vertretung, da mehr Parteien an Legislative beteiligt ( zentristische Koalitionen führt)
· Systeme, die eher Parteien als einzelne Abgeordnete in den Vordergrund stellen:
 Verringerung der deskriptiven Repräsentation, Betonung der inhaltliche Repräsentation
· Gerrymandering: Politiker ziehen Wahlkreise so, dass sie ihre Mehrheit behalten
· Legitimation:
· Deskriptive Repräsentation
· Demografische Gründe: Menschen leben gerne in der Nähe von ähnlichgesinnten
· Lösungen:
· Keine parteiliche Rolle bei Neueinteilung der Bezirke zulassen
· Befolgung natürlicher Grenzen oder bestehender politischer Grenzen bei Festlegung der Bezirke
· Proportionale Wahlsysteme mit großen Wahlbezirken
· Wahlverfälschung
· Unterschiedlich große Wahlbezirke  die Stimmen einiger Wählerinnen zählen mehr als andere
·  Verletzung des Grundsatzes "eine Person - eine Stimme" (z. B. Schweizer Ständerat)
· Besonders stark in föderalen Systemen
· Einfluss auf Repräsentation:
· Überrepräsentation von ländlichen Interessen
· Kann Ideologien & parteiliche Zusammensetzungen verändern
· Garantiert Repräsentation von Personen aus kleinen Regionen in föderalen Systemen
4.4.4 [bookmark: _Toc155022432]Direkte Demokratie
· Komplett direkte Demokratie: kostet zu viel Zeit & Informationen
 Alle Demokratien sind repräsentative Demokratien (auch die Schweiz)
· Unterschiedl. Elemente direkter Demokratie in unterschiedl. Systemen
· Referendum: Abstimmung über von Parlament geschriebene Frage
· Volksinitiative: Abstimmung über vom Volk geschriebene Frage
· Wie kommt es zur Abstimmung?
· gesetzlich vorgeschriebene Volksabstimmungen (z. B. Verfassungsänderung in der Schweiz)
· Politikerinnen können Öffentlichkeit abstimmen lassen (z. B. EU-Referendum in UK)
· Volksinitiativen durch Sammeln von Unterschriften (z. B. Schweiz)
· Führt die direkte Demokratie zu einer besseren Vertretung?
· Fragestellung & diejenigen, die die Fragen formulieren, haben großen Einfluss
· Unterschiedliche Regeln  unterschiedliche Ergebnissen 
· Es kann unmöglich sein, den "Willen des Volkes" bei komplizierten politischen Fragen festzustellen
· Mögliche Tyrannei der Mehrheit
· Kann zusätzlichen Vetospieler hinzufügen
· Setzt viel Wissen bei Wählerinnen voraus
[bookmark: _Toc155022433]4.4.5 Deliberative Demokratie und beratende Versammlungen
· Gelegenheiten für Bürgerinnen, zusammenzukommen, um Argumente zu Themen zu hören und Politik zu diskutieren
· In Irland vor dem umstrittenen Referendum über die Legalisierung der Abtreibung eingesetzt
· Hinweise auf Erhöhung von Wissen, Verständnis & Beteiligung der Wählerinnen
[bookmark: _Toc155022434]Strategische Interaktion
1.18. [bookmark: _Toc155022435]Optimierung und strategische Interaktion: Spieltheorie
Gleichgewicht
· Beschreibt Ergebnis bei dem wir keine endogene Änderung erwarten
· Aufsetzen der Spiele sehr wichtig, Fokus bei uns eher auf Finden der Gleichgewichte
· Ggw. muss nicht existieren
· Konzepte, um Ggw. zu finden
· Dominierte Strategien
· Nash Gleichgewicht
5.1.1 [bookmark: _Toc155022436]Dominierte / Dominierende Strategien
· Dominierte Strategie = Strategie, die unabhängig von den anderen Strategien nie den höchsten Nutzen bringt
· Vorgehen: Iteratives Ausschliessen dominierter Strategien bis nur 1 Strategieprofil übrig bleibt
· Bsp.
[image: Ein Bild, das Diagramm, Reihe, Screenshot, Zahl enthält.
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· Zeilenspielerin: Keine dominierte Strategie
· Kolonnenspielerin: R durch M dominiert  Ausschliessen
 [image: Ein Bild, das Diagramm, Reihe, Screenshot, Zahl enthält.
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· Zeilenspielerin: U durch O dominiert  Ausschliessen
[image: Ein Bild, das Diagramm, Reihe, Screenshot, Zahl enthält.
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· Kolonnenspielerin: L dominiert durch M
 Ggw. = Oben Mitte
· Profil s = Menge aller gewählten Strategien
 Im Bsp.: s = {O, M}
5.1.2 [bookmark: _Toc155022437]Nash Gleichgewicht (NE)
· Bsp:
[image: Ein Bild, das Reihe enthält.
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·  keine dominierte Strategie, muss nicht heissen, dass es kein Ggw. gibt
· Formal:
[image: Ein Bild, das Text, Schrift, Quittung, weiß enthält.
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· Beste Antwort einer Spielerin: Formal:
[image: ]
· Anleitung zum Finden von Nash-Ggw.:
· Eine Strategie von Spielerin 1 fixieren und schauen, was Spielerin 2 bei dieser gewählten von Spielerin 1 gewählten Strategie machen sollte
· Wiederholen und immer neue Strategie für Peron 1 fixieren
· Beste Antworten markieren
 Das Gleiche mit der anderen Spielerin
 Nash-Ggw. sind diese Kästechen in denen beide Zahlen markiert sind
· Bsp.:
· 1. Beste Antworten für Zeilenspielerin markieren
[image: Ein Bild, das Reihe enthält.
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· 2. Beste Antworten für Kolonnenspielerin markieren
[image: Ein Bild, das Reihe enthält.
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 UL und OR sind Nash-Ggw. weil dort beide Zahlen markiert
· Nash Ggw müssen nicht existieren
· Es kann mehrere Nash Ggw geben
· Nash Ggw müssen nicht kollektiv effizient sein: Individuelles rationales Verhalten führt nicht zwingend zu rationalem kollektiven Verhalten: Bsp. Gefangenendilemma:
[image: Ein Bild, das Reihe, Rechteck, Text enthält.
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 Ggw. ist UR, jedoch OL wäre kollektiv effizienter
[bookmark: _Toc155022438]5.1.3 Antoine-Augustin Cournot: Cournot Duopol Modell
· Modell:
· Markt mit 1 Produkt und 2 Firmen
· Firmen (Spieler) entscheiden nicht zwischen zwei Handlungen, sondern bestimmen, welche Menge (q  [0, ) sie produzieren
· Kann Marktimperfektionen illustrieren
· Beide Firmen haben identische Nutzenfunktionen.
· Kosten pro produzierte Einheit ist für beide c
· Preis pro Einheit fällt in der Menge:
[image: ]
· Gewinn der Firmen
[image: Ein Bild, das Text, Schrift, Handschrift, Kalligrafie enthält.
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 Gewinn der Firma i ist von Produktionsmenge von Firma j abhängig
· Firmen wollen Gewinn  maximieren (Im Nash-Ggw: beide Firmen Gewinn maximiert)
· ’ = 0:
[image: Ein Bild, das Schrift, Text, Handschrift, weiß enthält.
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 Optimale Menge im Ggw. abhängig von der Menge der anderen
· Die beiden optimalen Mengen sind:
[image: Ein Bild, das Schrift, Reihe, Zahl, weiß enthält.
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 Schnittpunkt der beiden Geraden = Gleichgewicht
· Zweit Gleichung in erste einsetzen:
[image: Ein Bild, das Schrift, Diagramm, Reihe, weiß enthält.
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 Im Cournot-Duopol-Modell produzieren beide Firmen die Menge:
 wobei  und c exogene Parameter sind
·  Einsetzen in Gewinnfunktion
[image: Ein Bild, das Schrift, Text, Handschrift, Reihe enthält.
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[bookmark: _Toc155022439]5.1.4 Sequentielle Spiele
· Spielbaum:
[image: Ein Bild, das Reihe enthält.
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· Bei 1  Person 1 triff Entscheidung
· Danach bei 2  Person 2 trifft Entscheidung basierend auf Entscheidung von Person 1  Äste = Handlungen
· Strategie zeigt an welche Handlung eine Person an jeder Stelle macht
 Mögliche Strategien für Person 1: s1  {L, R}
 Mögliche Strategien für Person 2: s2  {(l,l), (l,r), (r,l), (r,r)} (erster Buchstabe bezeichnet, was ich mache wenn Person 1 L wählt, zweiter Buchstabe wenn Person 1 R wählt)
 Bsp. Strategienprofil s = {L, (l,r)}
· O(s*) = Ergebnis, wenn jede Spielerin ihre Strategie si* spielt
· NE:
· Formal: 
[image: ][image: Ein Bild, das Schrift, weiß, Grafiken, Symbol enthält.
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· NE, wenn keine Spielerin den Anreiz hat, ihre Strategie zu ändern
· Subgame-Perfect Nash Equilibrium (SPNE)
[image: ]
(Zahl links = Payoff Person 1, Zahl rechts 0 Payoff Person 2)
· Grün und blau sind Unterspiele («Subgames»)
· Um SPNE zu finden: unten (bei Person 2) anfangen:
· Subgame blau: Person 2 sollte r wählen
· Subgame grün: Person 2 sollte l wählen
 s2* = (r,l)

[image: ]
·  Person 1 muss nur die zwei relevanten (markierten) Payoffs anschauen
 s1* = R
 SPNE: {R, (r,l)}  SPNE = Startegieprofil bestehend aus Gleichgewichten aus Sub-Spielen
 Achtung! Ggw. ist Set von Strategien, nicht Handlungen ( nicht {R, l})
5.1.5 [bookmark: _Toc155022440]Cournot sequenziell
· Firma i legt Produktionsmenge fest
 Firma j erfährt Entscheidung und legt basierend darauf ihre Prod-Menge fest
 hinten anfangen:
· Aus Cournot simultan wissen wir: Firma j produziert 
·  Firma i erwartet dies  will Gewinn pasierend auf dieser erwarteten Produktionsmenge von Firma j maximieren
· Qj einsetzen in Gewinn von Firma i: [image: Ein Bild, das Schrift, Text, Handschrift, weiß enthält.
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· Ableiten & gleich null setzen  Qi* = (-c)/2
 Qj* = (-c)/4
· Einsetzen in Gewinnfunktion
 [image: Ein Bild, das Schrift, weiß, Reihe, Diagramm enthält.
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·  Firma i produziert im sequenziellen Spiel doppelt so viel und macht einen doppelten Gewinn (First Player advantage)
1.19. [bookmark: _Toc155022441]Analyse politischer Institutionen
[bookmark: _Toc155022442]5.2.1 Modell (Hug, 2004)
· Akteurinnen: Die Regierung (G), die Opposition (O) und die Medianwählerin (M)
· Eindimensionaler Politikraum Q = [-0.5 ; 0.5]
· Jede Akteurin hat einen Idealpunkt (XG, XO, XM)
· Bestehende Politik = Xsq (Position Status Quo), Regierungsvorschlag = Xp
· Struktur: G (Regierung) bestimmt Politik, O (Opposition) kann reagieren, M (Medianwählerin) entscheidet:
[image: Ein Bild, das Diagramm, Reihe enthält.
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[bookmark: _Toc155022443]5.2.2 Das Modell und das obligatorische Referendum
· Effekt des Obl Ref hängt von SQ (Status Quo), Position der Regierung, Position der Medianwählerin und Kosten der Regierung ab (O und Oc spielen keine Rolle)
· Wenn Xsq weit weg ist, dann stellt das Obligatorische Referendum kein Hindernis für die Regierung dar (Xf = XG)
· Je höher Kosten für Regierung sind, desto eher macht Regierung keinen Vorschlag und belässt es bei Status Quo (nicht monoton)
[bookmark: _Toc155022444]5.2.3 Das Modell und das fakultative Referendum
· Je höher Kosten der Opposition, desto mehr kann Regierung das Ergebnis beeinflussen
· Je nach Status Quo ändert sich das Ergebnis bei gleichbleibenden Werten für Positionen von Regierung und Opposition
· Ein extremer Wert Xsq macht es einfacher für Regierung ihren Idealpunkt durchzusetzen
[bookmark: _Toc155022445]5.2.4 Schlussfolgerungen
Führt das R. eher zu Ergebnissen, die dem Mehrheitswillen entsprechen?
· Obl Ref: Ja, wenn es auch der Regierung dient
· Fak Ref: Nur insofern die Opposition nahe genug an der Medianwählerin ist
· Fak Ref: Falls Kosten für Opposition zu hoch, hat es keinen Effekt.
Was ist der Unterschied von fak. und obl. Referendum?
· Regierung kann Kosten für Opposition nicht nutzen
Wie würde eine Änderung der Unterschriftenzahl oder Sammlungsfrist, das Politikergebnis beeinflussen?
· Es verändert Kosten für Opposition im Modell. Nun kann geschaut werden, was geschieht, wenn Kosten höher oder tiefer wären
Was kann man aus der Häufigkeit von Referenden abgelesen werden? (Gibt es Referenden im Modell?)
· Unter voller Information kommt es nie zu einem Referendum. Eine komplexere Variante würde asymmetrische Information einschliessen und dort kommt es regelmässig zu Referenden. Es lässt sich daraus nichts direkt herauslesen, ausser dass Regierung im Vergleich zu Opposition weniger gut informiert ist über Position der Medianwählerin
1.20. [bookmark: _Toc155022446]Aggregation von Präferenzen
[bookmark: _Toc155022447]5.3.1 Abstimmungsverfahren
· Einfache Mehrheitsregel
· Die Option mit den meisten Stimmen gewinnt
· Mehrheitswahl (zweistufiges Verfahren)
· 1. Stufe: Die beiden Optionen mit den meisten Stimmen werden ausgewählt
· 2. Stufe: Einfache Mehrheitsregel wird auf diese Optionen angewendet
· Condorcet-Verfahren
· Paarweiser Vergleich aller Optionen. Die Option, die sich gegenüber allen anderen gemäss einfacher Mehrheitsregel durchsetzt, gewinnt
· Rangsummenregel (Borda-Wahl)
· Alle Wählerinnen ordnen sämtliche Optionen von der am stärksten präferierten (Rang=1) zur am wenigsten präferierten (Rang N). Die Option mit der geringsten Summe der Rangnummern gewinnt
· Punktwahlverfahren
· Eine festvorgegebene Punktzahl (z.B. 100 Punkte) wird von den Wählerinnen auf die verschiedenen Optionen verteilt. Die Option mit den meisten Punkten gewinnt
· Zustimmungsregel
· Die Wählerinnen stimmen für alle Optionen, denen sie zustimmen. Die Option mit den meisten Stimmen gewinnt
[bookmark: _Toc155022448]5.3.2 Stärken und Schwächen verschiedener Verfahren
Zeitaufwand/Kosten
· einfacher Mehrheitswahl: Am geringste
· Mehrstufige Verfahren (zweistufige Mehrheitswahl, Condorcet-Verfahren): aufwändiger
· Verfahren, bei denen alle Optionen beurteilt (Zustimmungsregel), geordnet (Rangsummenregel, Condorcet-Verfahren) und gewichtet (Punktwahlverfahren) werden müssen  aufwändiger
· Eher für kleine Gruppen von Wählern sinnvoll (ausser ein- / zweistufige Mehrheitswhal)
Konsensorientierung
· Mehrheitswahl: kann polarisieren
· Strukturelle Minderheiten sind u.U. dauerhafte Verlierer  Gefahr für Tyrannei der Mehrheit (bei den Meisten Verfahren)
· Zustimmungsverfahren: relativ breite Akzeptanz
· Bei starker Ausrichtung auf Konses: Tendenz zu «kleinsten gemeinsamen Nenner»
Paretooptimalität
· Eine Entscheidung ist paretooptimal, wenn durch die Auswahl einer anderen Alternative keine Person mehr besser gestellt werden kann, ohne dass andere schlechter gestellt werden (heisst nicht, dass es fair ist)
· Paretoprinzip = eine Alternative, die zu Paretoverbesserung führt, wird gewählt
· Paretoprinzip bei allen üblichen Wahlverfahren erfüllt
· Abstimmungen führen nicht immer zu Paretoverbesserung
· Bei Abstimmungen ohne Berücksichtigung von Präferenzintensitäten lassen sich durch Vereinbarung von Ausgleichszahlungen oft Paretoverbesserungen erzielen
Berücksichtigung von Präferenzintensitäten
· Präferenzintensitäten bei Rangsummenregel (grob) und bei Punktwahlverfahren (detailliert) berücksichtigt
· Bei Vernachlässigung  gesellschaftlicher Gesamtnutzen (= Summe der Payoffs) der gewählten Alternative ist evt. geringer, als er sein könnte
· Mögliche Paretoverbesserung: Wahl anderer Alternative und Ausgleichszahlungen 
 Indirekter Einbezug von Präferenzintensitäten durch Ausgleichszahlungen 
· Bsp. AHV-Reform 2022: Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65, Rentenzuschüsse für Frauen aus Übergangsjahrgängen 1961 – 1963 (= «Ausgleichszahlungen»)
· Gewinnerinnen = Jüngere Arbeitnehmerinnen mit gesicherten Renten
· Verliererinnen = Ältere Frauen in der Nähe des Pensionsalter
 Ausgleichzahlungen um auch diese zu «Gewinnerinen» zu machen
 Paretoverbesserung
Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen
· Definition: Wenn vorher A über B gewählt wird, sollte dies eine neue Alternative C, welche hinzukommt, nicht verändern
· Problem ergibt sich nicht, wenn das Abstimmungsverfahren von vornherein nur den Direktvergleich von je zwei Alternativen vornimmt (Condorcet-Verfahren, 2. Stufe beim zweistufigen Mehrheitswahlrecht)
· Bsp.:
[image: Ein Bild, das Text, Schrift, Zahl, Screenshot enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
 Neue Infos zu B  neue Payoffs von B:
[image: Ein Bild, das Text, Schrift, Zahl, Screenshot enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
 Vgl. Alternative A und D, vorher nacher:
· Einfache Mehrheitsregel: vorher A, nacher D
· Rangsummenregel: vorher A, nacher B
· Punktwahl: vorher D, nacher D
· Condorcet: Vorher A, nacher A
Eindeutigkeit der Entscheidung
· Pattsituation (mehrere Alternativen erhalten dieselbe Stimmenzahl)
· Unwahrscheinlich bei vielen Wählern / detaillierter Gewichtung (Punktwahlverfahren)
 Sonderklausel: z.B. Entscheid durch Kommissionspräsidentin; paarweiser Vergleich bei Stimmengleichstand in einfacher Mehrheitswahl; Los-Entscheidung)
· Intransitive gesellschaftliche Präferenzen: möglich, dass Individuen transitive Präferenzen haben, sie zusammengenommen aber intransitiv sind:
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
 Condorcet:
· Individuell:
· Wurst PSven Salat PSven Spinat (Sven präferiert Wurst strikt gegenüber Salat und Salt strikt gegebünber Spinat)
· Salat PMaya Spinat PMaya Wurst
· Spinat PAgnes Wurst PAgnes Salat
· Gesellschaft: Spinat PG Wurst PG Salat PG Spinat
 Zyklus, für jede getroffene Entscheidung gibt es eine «bessere» Alternative, die eine Mehrheit findet
· Bei vorbestimmter Anzahl Wahlgängen  anderes Outcome, je nachdem wo man beginnt
1.21. [bookmark: _Toc155022449]Strategische Beeinflussung und politische Entscheidungsfindung
[bookmark: _Toc155022450]5.4.1 Allgemeines Unmöglichkeitstheorem (Kenneth Arrow)
· Alle Abstimmungsverfahren (ausser Diktatur), die das Pareto-Kriterium und das Kriterium der Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen erfüllen, sind potenziell anfällig für gesellschaftlich intransitive Präferenzen ( Condorcet-Zyklen)
· Condorcet-Zyklus immer wenn
· Jede Option einmal Rang 1, 2 und 3 hat
· Keine Gruppe die Mehrheit hat: Immer 2 Gruppen können zusammen die andere überstimmen
[bookmark: _Toc155022451]5.4.2 Agenda Setting Power
· Macht der Kommissionsleiterinnen/Sekretariate
· Wer die Abstimmungsreihenfolge bestimmt, bestimmt das Ergebnis (Aufgrund Condorcet-Zyklen)
 Agenda-Setting Power von Kommissionspräsidentin und/oder Administration
· Bsp.: Covid-Massnahmen
· Nutzen der 3 Gruppen G1 (40% d. Parlaments), G2 (45%) & G3 (15%)
[image: Ein Bild, das Text, Schrift, Screenshot, Zahl enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
 Zyklisch:
· LD vs. GSM: Lockdown gewinnt
· LD vs. KM: Keine Massnahmen gewinnt
· GSM vs. KM: Gewisse Schutzmassnahmen gewinnt
· Wenn Administration «keine Massnahmen» will, entscheidet sie, dass:
· Zuerst zw LD vs. GSM abgestimmt wird ( LD gewinnt)
· Danach zw LD vs. KM abgestimmt wird  KM gewinnt
= Agenda Setting Power
[bookmark: _Toc155022452]5.4.3 Strategisches Wählen
Bei Condorcet-Zyklen
· Ergebnis kann auch bei vorgegebener Reihenfolge beeinflusst werden
 durch strategisches Wählen
· Strategisches Wählen = Abstimmungsverhalten entgegen den eigenen Präferenzen, um im Endeffekt einen höheren Nutzen zu erzielen
· Vorausschauendes Handeln: Folgeentscheidungen werden bei Anfangsentscheidung berücksichtigt (Rückwärtsinduktion) («sophisticated voting» (Shepsle))
· Berücksichtigung von Wahrscheinlichkeiten zur Erhöhung der Relevanz der eigenen Stimme (nicht für Kandidatin stimmen, die keine Chance hat) («strategisches Wählen» (Shepsle))
· Stimmentausch (Logrolling)
· Bsp.:
· G1 kann im ersten Wahlgang (entgegen eigenen Präferenzen) GSM über LD wählen
· GSM wird sich im zweiten Wahlgang gegen KM durchsetzen (sie wussten, dass KM gegen LD verloren hätte)
·  Zwar nicht beste Lösung (LD), aber immerhin zweitbeste
Bei der Punktwahl
· Gleiche Abstimmung aber mit Punktwahlsystem
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift, Zahl enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
 keine Massnahmen gewinnt
· Strategisches Wählen von G1:
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift, Reihe enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
 Lockdown gewinnt
·  Wenn alle Strategisch wählen:
[image: Ein Bild, das Text, Schrift, Reihe, Zahl enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Geht davon aus, dass alle Gruppen denken, dass die anderen ehrlich, nicht strategisch wählen
· Wird zu einfacher Mehrheitswahl  GWM gewinnt
· Würde G3 wissen, dass alle strategisch wählen, würden sie Lockdown wählen
( immmernoch besser als gewisse Massnahmen)
Gibbard-Satterthwaite Theorem
· Alle Abstimmungsverfahren (ausser Diktatur) sind bei mind. 3 Wähler und mind. drei Alternativen potenziell anfällig für Manipulation durch strategisches Wählen
[bookmark: _Toc155022453]5.4.4 Endogene Bestimmung des Wahlprogramms
· Bsp.: Zwei-Parteiensystem, einfache Mehrheitswahl
[image: Ein Bild, das Reihe, Diagramm enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· 2 Parteien P1 & P2
· 7 Wähler Xi
· Bei Nutzenmaximum des Medianwählers werden Parteien gewählt
 Nash GG bei Nutzenmaximum von X4
· Annahmen
· Ein einziges relevantes Politikfeld
· Eindimensionale Politik (Mehrdimensionalität zu komplex)
· Wählerinnen haben “eingipflige Präferenzen”
· Wählerinnen sind über Politiken informiert
· Bei gleichem Bsp. Mit 3 Parteien: kein Nash-GG
· Medianwählertheorem: Bei einfacher Mehrheitswahl in Zweiparteiensystem setzt sich immer die Position der Medianwählerin durch
· Food for thought:
· Was passiert bei einem zweistufigen Abstimmungsprozess (Parteimitglieder küren Kandidatin, dann allgemeine Wahl)?
· Was passiert bei Abstimmungen unter Berücksichtigung der Präferenzintensität?
· Was passiert, wenn für die Parteien nicht nur der Wahlsieg, sondern die ideologische Position an sich relevant ist?
· Was passiert, wenn Lobbys Einfluss nehmen?
· Was passiert, wenn die Gefahr besteht, dass eine neue dritte Partei entsteht?
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